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Botschaft
des Bundesrates an die Bundesversammlung zu vier

Abkommen über den Luft-Linienverkehr

(Vom 30. April 1975)

Sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrte Damen und Herren,

l Übersicht

Das am 7. Dezember 1944 in Chikago unterzeichnete Übereinkommen über
die internationale Zivilluftfahrt, das für die Schweiz am 4. April 1947 in Kraft
getreten ist (AS 1971 1305), bildet neben der rechtlichen auch die technische
Grundlage für die Entwicklung des internationalen Luftverkehrs seit dem Aus-
gang des Zweiten Weltkrieges. Bis heute haben es 129 Staaten ratifiziert. Nach
Artikel l besitzt jeder Staat über seinem Gebiet die vollkommene und ausschliess-
liche Lufthoheit. Artikel 6 bestimmt, dass der Betrieb einer regelmässigen Luftver-
kehrslinie in oder durch das Gebiet eines anderen Vertragsstaates nur mit dessen
Ermächtigung erfolgen darf. Da alle Bemühungen, die Verkehrsrechte im interna-
tionalen Linienverkehr auf mehrseitiger Grundlage zu regeln, bisher fehlschlugen,
müssen sich die an diesem Verkehr interessierten Staaten die notwendigen Ver-
kehrsrechte gegenseitig durch zweiseitige Abkommen einräumen.

Die zu ordnenden Fragen sind in den meisten Fällen dieselben : die Verhand-
lungen werden daher in der Regel auf Grund eines Mustertextes geführt, der von
der einen oder ändern Partei vorgelegt wird. Der schweizerische Mustertext hält
sich an die folgenden Leitlinien:
- Liberale Regelung der Verkehrsrechte, nach dem Grundsatz gleichwertiger

Wettbewerbsgelegenheiten, ohne Vorausbestimmung des zugelassenen Beförde-
rungsangebotes (Frequenzen. Flugzeugmuster, Sitzzahlen usw.).
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- gegenseitige Zollfreiheit der verwendeten Luftfahrzeuge,
- gegenseitige Anerkennung der Lufttüchtigkeits- und Fähigkeitszeugnisse,
- beidseitige Genehmigung der anzuwendenden Tarife,
- freier Transfer der Erträge,
- schiedsgerichtliche Erledigung von Meinungsverschiedenheiten,
- vorläufige Anwendbarkeit mit der Unterzeichnung,
- Anpassungsfähigkeit an künftige Entwicklungen und Bedürfnisse durch Rege-

lung von Einzelheiten in Anhängen.
Die Verkehrsrechte, auch Luftverkehrsfreiheiten genannt, die sich die Ver-

tragsparteien gegenseitig einräumen, lassen sich in die zwei Kategorien der techni-
schen und der kommerziellen Freiheiten unterteilen. Die technischen Freiheiten
erlauben den Vertragsparteien, das Gebiet des Partnerstaates ohne Zwischenlan-
dung zu überfliegen (l. Freiheit) sowie auf seinem Gebiet nichtgewerbliche Lan-
dungen vorzunehmen (2. Freiheit). In der Vereinbarung über den Transit interna-
tionaler Luftverkehrslinien (Transitvereinbarung) vom 7. Dezember 1944, die für
die Schweiz am 6. Juli 1945 in Kraft getreten ist (BS 13 649), gewähren die
Vertragsstaaten einander diese beiden Freiheiten. Die kommerziellen Freiheiten
begründen die Berechtigung zur Beförderung von Fluggästen, Fracht und Post-
sendungen zwischen dem eigenen Staat und dem Partnerstaat bzw. zwischen dem
Partnerstaat und dem eigenen Staat (3. und 4. Freiheit, Nachbarschaftsverkehr),
umfassen zusätzlich aber auch das Recht, im Gebiet des Partnerstaates Verkehr
aus einem Drittstaat abzugeben oder nach einem Drittstaat aufzunehmen (5. Frei-
heit, Unterwegsverkehr).

Die Schweiz gehört zu den Staaten mit den meisten Luftverkehrsabkommen.
Bis heute sind insgesamt 83 derartige Abkommen abgeschlossen oder paraphiert;
70 sind in Kraft, 9 unterzeichnet, 4 erst paraphiert. Durch diese aktive Luftver-
kehrspolitik hat sich unser Land im internationalen Luftverkehr eine angesehene
Stellung gesichert. Zur Zeit bedient die Swissair 77 Städte in 58 verschiedenen
Ländern auf der ganzen Welt, und unsere schweizerischen Flughäfen werden von
53 ausländischen Linienunternehmen, angeflogen.

Auch die vier Abkommen, die wir Ihnen mit dieser Botschaft zur Genehmi-
gung unterbreiten, werden mithelfen, den Luftverkehr von und nach der Schweiz
zu fördern:
- Abkommen mit der Republik Ecuador, unterzeichnet am 6. Mai 1974 in Quito,
- Abkommen mit dem Haschemitischen Königreich Jordanien, unterzeichnet am

19. Juni 1974 in Amman,
- Abkommen mit Jamaika, unterzeichnet am 7. November 1974 in Kingston,
- Abkommen mit Kanada, unterzeichnet am 20. Februar 1975 in Ottawa.
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2 Die vier Abkommen

21 Das Abkommen mit der Republik Ecuador

211 Vorgeschichte

Seit längerer Zeit bemühen wir uns um den Aufbau und Ausbau unserer
Verkehrsrechte in Mittel- und Südamerika, um zu gegebener Zeit den Linienver-
kehr über Punkte im karibischen Raum nach der Westküste Südamerikas aufneh-
men zu können. Bereits wurden mehrere Abkommen mit Staaten in diesem Gebiet
abgeschlossen. Es bestand daher schweizenscherseits ein Interesse an der Auf-
nahme von Luftverkehrsverhandlungen auch mit Ecuador.

Die Verhandlungen fanden - nach Vorgesprächen im Januar 1974 - vom 4.
bis 14. März und 26. bis 28. März 1974 in Quito statt. Ein Abkommen wurde
paraphiert und am 8. Mai 1974 unterzeichnet.

212 Bedeutung

Das Abkommen bietet der Swissair eine nahezu freie Wahl der Routenfüh-
rung nach dem Partnerstaat und darüber hinaus. Unterwegsverkehr in den karibi-
schen Raum lind an die Westküste Südamerikas ist nur beschränkt möglich. Das
gegenwärtige Verkehrsaufkommen ist ohnehin noch verhältnismässig gering. Be-
sondere Bedeutung kommt der Überflugsberechtigung zu, da Ecuador die Transit-
vereinbarung von 1944 nicht unterzeichnet hat.

213 Abweichungen v om Mustertext

Die Verhandlungen wurden auf der Grundlage des schweizerischen Muster-
textes geführt. Folgende wichtige Abweichungen oder Ergänzungen sind zu er-
wähnen:

Artikel 3 Absatz 3 : Bei einseitiger Betriebsaufnahme ist eine vorherige Ver-
ständigung über die vom betreffenden Unternehmen zu entrichtende Ausgleichs-
leistung erforderlich. Dieser Grundsatz beruht auf dem Luftfahrtgesetz Ecuadors.

Artikel 5. Die freiheitliche Regelung des Beförderungsangebots wird durch
die Abgeltung für einseitig ausgeübte Verkehrsrechte eingeschränkt.

Artikel 6. Die nationale Gesetzgebung Ecuadors kennt keine Bestimmung,
die ausländische Unternehmen von Abgaben und Gebühren auf Treib- und
Schmierstoffen befreit.

Artikel 8 Absätze 3 und 4: Der Gleichbehandlungsgrundsatz wird nur in
bezug auf die ausländischen Unternehmen anerkannt.

Artikel 10: Eine schiedsgerichtliche Erledigung von Tarifstreitigkeiten ist
nicht vorgesehen.
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22 Das Abkommen mit dem Haschemitischen Königreich Jordanien

221 Vorgeschichte

Bereits 1959 hatte eine schweizerische Delegation auf Wunsch der jordani-
schen Behörden in Amman Gespräche über den Abschluss eines Luftverkehrsab-
kommens zwischen den beiden Staaten geführt, doch wurde der damals ausgear-
beitete Abkommensentwurf nicht unterzeichnet, weil sich Jordanien weigerte, ent-
sprechend der damaligen schweizerischen Praxis auch steuerrechtliche Fragen zu
regeln.

1973 schlug Jordanien erneut Verhandlungen vor. Wir haben diesem Begeh-
ren entsprochen, da wir mittlerweile eine getrennte staatsvertragliche Regelung
luft- und steuerrechtlicher Fragen als zweckmässig erachten. Die Verhandlungen
fanden vom 25. bis 28. März 1974 in Amman statt.

222 Bedeutung

Das Abkommen bildet zur Zeit eine Verkehrsrechtsreserve. Infolge des stän-
dig zunehmenden Verkehrs nach Punkten im Persischen Golf schien es gerechtfer-
tigt, die erforderliche Rechtsgrundlage für eine allfällige Ausübung von Verkehrs-
rechten in diesem Raum zu schaffen. Die dem schweizerischen Unternehmen
zugestandenen Rechte dürfen als gut bezeichnet werden.

223 Abweichungen vom Mustertext

Das Abkommen entspricht vollständig dem schweizerischen Musterwortlaut.

23 Das Abkommen mit Jamaika

231 Vorgeschichte

Auch das Abkommen mit Jamaika ist im Zusammenhang unserer Bemühun-
gen um einen weiteren Ausbau unserer Verkehrsrechte im karibischen Raum zu
sehen. Erste Kontakte mit dem Partnerstaat wurden bereits 1965 aufgenommen.
Die Aufnahme von Verhandlungen scheiterte jedoch am Umstand, dass die Be-
hörden Jamaikas nur zur Erteilung einer befristeten Betriebsbewilligung bereit
waren. Eine solche Rechtsgrundlage bildet aber kein taugliches Instrument lang-
fristiger Planung.

Im Verlauf eines informellen Meinungsaustausches zwischen Behördenver-
tretern der beiden Staaten im Januar 1973 in Kingston zeigte sich das Interesse
Jamaikas am Aufbau von Luftverkehrsbeziehungen mit der Schweiz. Jamaika war
auch zu Verhandlungen bereit. Diese fanden vom 13. bis 22. November 1973 in
Kingston statt.



33

232 Bedeutung

Der schweizerische Linienplan erlaubt der Swissair eine völlig freie Strecken-
führung nach dem Partnerstaat und darüber hinaus und ermöglicht die Bedienung
entwicklungsfähiger Punkte im Unterwegs verkehr. Die Verkehrsnachfrage in die-
ses Gebiet ist im Steigen begriffen. Die Bedienung Jamaikas auf einer eventuellen
Linie nach Mexiko oder an die Westküste Südamerikas wird gegenwärtig geprüft.

233 Abweichungen vom Mustertext

Als Arbeitsgrundlage diente ein m Anlehnung an das englisch-jamaikanische
Luftverkehrsabkommen vom 25. März 1970 ausgearbeiteter jamaikanischer
Musterwortlaut. Gegenüber dem schweizerischen Mustertext sind folgende Ab-
weichungen festzuhalten :

Artikel 2 Absatz 3: ausdrückliche Erwähnung des Kabotageverbotes.
Artikel 3: Bezeichnung der Luftverkehrsunternehmen auf diplomatischem

Weg erforderlich.
Artikel 10 Absatz 2: keine Anwendung des Tariffestsetzungsverfahrens der

IATA.
Artikel 17 : Kündigung des Abkommens wird nach zwölf Monaten wirksam.
Transitartikel (Art. 7 des schweizerischen Mustertextes) • Die Gegenpartei

konnte aus verfassungsrechtlichen Gründen einer solchen Regelung nicht zustim-
men. Zur Zeit bestehen jedoch keine Gebühren für Gepäck und Fracht im direk-
ten Durchgangsverkehr.

24 Das Abkommen mit Kanada

241 Vorgeschichte

Auf Wunsch der Schweiz fanden vom 21. bis 25. Oktober 1974 in Bern
Verhandlungen zur Ausarbeitung eines neuen Lufherkehrsabkommens mit
Kanada statt, weil das am 10. Februar 1958 abgeschlossene Abkommen weitge-
hend überholt war. Vorgespräche hatten bereits in den Jahren 1959 und 1964
stattgefunden. Am 25. Oktober 1974 konnte ein neuer Abkommenstext paraphiert
werden, der am 20. Februar 1975 in Ottawa unterzeichnet wurde.

242 Bedeutung

Das neue Abkommen bildet eine brauchbare Grundlage für den weiteren
Ausbau des Verkehrs (vor allem nach Toronto) und räumt Transitrechte nach
Punkten in Nord-, Mittel- und Südamerika em. Das Verkehrsaufkommen ist nach
wie vor erheblich. Die Swissair sieht die Bedienung von Toronto bereits für den
Sommer 1975 vor.
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243 Abweichungen vom Mustertext

Die Gespräche wurden auf der Grundlage eines schweizerischen Abkommens-
entwurfes geführt. Der Wortlaut konnte weitgehend übernommen werden. Fol-
gende wesentliche Abweichungen sind zu beachten :

Artikel 9 : monatliche Statistiken über die auf jedem Flug beförderten Flug-
gäste und Güter.

Artikel 12 Absatz l : Der Personalbestand der Vertretungen ist vorn tatsäch-
lichen Bedürfnis abhängig.

3 Verfassungsmässigkeit

Die Verfassungsmässigkeit des beiliegenden Entwurfes beruht auf Artikel 8
der Bundesverfassung, der dem Bund das Recht zum Abschluss von Staatsverträ-
gen mit dem Ausland verleiht. Die Zuständigkeit der Räte zur Genehmigung
dieser Staatsverträge ergibt sich aus Artikel 85 Ziffer 5 der Bundesverfassung. Da
die Abkommen kündbar sind, sind sie nach Artikel 89 Absatz 4 der Bundesverfas-
sung dem Referendum nicht unterstellt.

4 Antrag

Wir beantragen Ihnen, den beiliegenden Entwurf zu einem Bundesbeschluss
betreffend vier Abkommen über den Luft-Linienverkehr anzunehmen.

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren, unserer vorzüglichen Hochachtung.

Bern, den 30. April 1975

Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundespräsident:
Graber

Der Bundeskanzler:
Huber
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(Entwurf)

Bundesbeschluss
betrefFend vier Abkommen iiber den Luft-Linienverkehr

Die Bimdesversammlung
der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

gestiitzt auf Artikel 8 der Bimdesverfassung,
nach Einsicht in eine Botschaft des Bimdesrates vom 30 April 1975 D,

beschliesst:

Art, 1

1 Die Abkommen iiber den Luft-Lmien\erkehr mit

a. der Republik Ecuador vom 6. Mai 1974.

b. dem Haschemitischen Konigreich Jordamen vom 19. Juni 1974;

c. Jamaika vom 7. November 1974;

d. Kanada vom 20. Februar 1975

werden genehmigt.
2 Der Bundesrat wird ermachtigt, diese Abkommen zu ratilizieren.

Art 2

Dieser Beschluss untersteht nicht dem Staatsvertrassrefeiendum.

D BB11975 II 29

4212
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Übersetzung aus dem spanischen und französischen Originaltext

Abkommen
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft

und der Republik Ecuador
über den regelmässigen Luftverkehr

Der Schweizerische Bundesrat
und

die Regierung der Republik Ecuador,

in der Erwägung, dass die Schweiz und Ecuador Vertragsparteien des am
7. Dezember 1944 in Chikago zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommens
über die internationale Zivilluftfahrt sind,

vom Wunsche geleitet, die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiete
des Luftverkehrs zu entwickeln,

vom Wunsche geleitet, für die Errichtung regelmässiger Luftverkehrslinien
zwischen ihren Staaten und darüber hinaus ein Abkommen zu treffen,

haben ihre zu diesem Zweck gehörig ausgewiesenen Bevollmächtigten be-
zeichnet, die folgendes vereinbart haben:

Artikel l

Für die Anwendung dieses Abkommens und seines Anhanges bedeuten :
a. der Ausdruck «Übereinkommen von Chikago» das am 7. Dezember 1944 in

Chikago zur Unterzeichnung aufgelegte Übereinkommen über die interna-
tionale Zivilluftfahrt ;

b. der Ausdruck «Luftfahrtbehörden» im Fall der Schweiz das Eidgenössische
Luftamt und im Fall von Ecuador, der Nationalrat der Zivilluftfahrt und die
Generaldirektion der Zivilluftfahrt oder in beiden Fällen jede Person oder
Organisation, die ermächtigt ist, die gegenwärtig diesen Behörden obliegen-
den Aufgaben auszuüben;

c. der Ausdruck «bezeichnetes Unternehmen» ein Luftverkehrsunternehmen,
das eine der Vertragsparteien in Übereinstimmung mit Artikel 3 dieses Ab-
kommens bezeichnet hat, um die vereinbarten Luftverkehrslinien zu betrei-
ben.
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Artikel 2

1. Jede Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei die in diesem
Abkommen festgelegten Rechte für die Errichtung von Luftverkehrslinien auf den
im Anhang zu diesem Abkommen festgelegten Strecken. Diese Linien und Strek-
ken werden nachstehend «vereinbarte Linien» und «festgelegte Strecken» ge-
nannt. i

2. Unter Vorbehalt der Bestimmungen dieses Abkommens geniesst das von
jeder Vertragspartei bezeichnete Unternehmen beim Betrieb internationaler Luft-
verkehrslinien :

a. das Recht, das Gebiet der anderen Vertragspartei ohne Landung zu überflie-
gen;

b. das Recht, auf dem genannten Gebiet nichtgewerbsmässige Landungen vor-
zunehmen;

c. das Recht, auf dem genannten Gebiet an den im Anhang festgelegten Punk-
ten im internationalen Verkehr Fluggäste, Fracht und Postsendungen aufzu-
nehmen und abzusetzen.

Artikel 3

1. Jede Vertragspartei hat das Recht, ein Luftverkehrsunternehmen für den
Betrieb der vereinbarten Linien auf den festgelegten Strecken zu bezeichnen. Die
Bezeichnung des Unternehmens bildet den Gegenstand einer schriftlichen Anzeige
zwischen den Luftfahrtbehörden.

2. Gemäss den in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe c dieses Abkommens festge-
legten Rechten sind die beidseitigen durch das Abkommen begründeten Vorteile,
solange eine normale Anwendung der Fall ist. ausübbar, wenn die durch die
beiden Vertragsparteien bezeichneten Unternehmen den Betrieb aufnehmen kön-
nen und falls dies nicht gleichzeitig ist, mindestens im Verlauf einer Flugplanperi-
ode als letztem Zeitpunkt.

3. In allen Fällen wird die Betriebsbewilligung für die vereinbarten Linien
von den beiden Vertragsparteien den bezeichneten Unternehmen nur erteilt, wenn
sie tatsächlich gleichzeitig in der Lage sind, diesen Betrieb aufzunehmen. Nichts-
destotrotz wird jede Vertragspartei dem bezeichneten Unternehmen der anderen
Vertragspartei die einseitige Betriebsbewilligung erteilen, wenn vorausgehende
Sonderverhandlungen zum Zweck der Herstellung eines Gleichgewichts der beid-
seitigen Vorteile im Geist der Gegenseitigkeit stattgefunden haben, wie er alle
Bereiche dieses Abkommens beherrscht.

4. Die Luftfahrtbehörden der einen Vertragspartei können von dem durch
die andere Vertragspartei bezeichneten Unternehmen den Nachweis verlangen,
dass es in der Lage ist, die Bedingungen zu erfüllen, die nach den von diesen
Behörden üblicherweise angewendeten Gesetzen und Verordnungen für den Be-
trieb der internationalen Luftverkehrslinien vorgeschrieben werden.
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5. Jede Vertragspartei hat das Recht, die in diesem Artikel vorgesehene
Betriebsbewilligung nicht zu erteilen oder die ihr nötig erscheinenden Bedingun-
gen aufzustellen, wenn die genannte Vertragspartei nicht beweisen kann, dass der
überwiegende Teil des Eigentums und die tatsächliche Verfügungsgewalt über
dieses Unternehmen in den Händen der sie bezeichnenden Vertragspartei oder
ihrer Staatsangehörigen liegen.

6. Nach Empfang der in diesem Artikel vorgesehenen Betriebsbewilligung
kann das bezeichnete Unternehmen jederzeit den Betrieb jeder vereinbarten Linie
aufnehmen, vorausgesetzt, dass ein in Übereinstimmung mit den Bestimmungen
des Artikels 10 dieses Abkommens aufgestellter Tarif für die betreffende Linie in
Kraft ist.

Artikel 4

1. Jede Vertragspartei hat das Recht, eine Betriebsbewilligung zu widerrufen
oder die Ausübung der in Artikel 2 dieses Abkommens festgelegten Rechte durch
das bezeichnete Unternehmen der anderen Vertragspartei zeitweilig zu verbieten
oder die Ausübung dieser Rechte den Bedingungen zu unterstellen, die sie als
nötig erachtet,

a. wenn es nicht beweisen kann, dass der überwiegende Teil des Eigentums und
die tatsächliche Verfügungsgewalt über dieses Unternehmen in den Händen
der sie bezeichnenden Vertragspartei oder ihrer Staatsangehörigen liegen,
oder

b. wenn dieses Unternehmen die Gesetze und Verordnungen der Vertragspartei,
die diese Rechte gewährt hat, nicht befolgt hat, oder

c. wenn dieses Unternehmen die vereinbarten Linien nicht nach den in diesem
Abkommen und seinem Anhang aufgestellten Bedingungen betreibt.
2. Ausser wenn der Widerruf, das zeitweilige Verbot oder die Auflage von

Bedingungen, wie sie in Absatz l dieses Artikels vorgesehen sind, unmittelbar
nötig sind, um neue Verstösse gegen Gesetze und Verordnungen zu verhüten,
kann ein derartiges Recht erst nach Beratung mit der anderen Vertragspartei
ausgeübt werden.

Artikel 5

1. Die vereinbarten Linien auf den im Anhang zu diesem Abkommen festge-
legten Strecken haben als wesentliches Ziel, ein der Verkehrsnachfrage angepass-
tes Beförderungsangebot für Fluggäste, Fracht und Postsendungen von und nach
dem Land zu gewährleisten, dem das bezeichnete Unternehmen angehört. Jedes
bezeichnete Unternehmen nimmt Rücksicht auf die Interessen des anderen be-
zeichneten Unternehmens, damit die beiden gleiche und gerechte Möglichkeiten
beim Betrieb der vereinbarten Linien haben.

2. Das Recht, internationalen Verkehr von und nach Drittstaaten in den
entsprechenden Gebieten der Vertragsparteien aufzunehmen und abzugeben, ist,
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da es ein zusätzliches Recht darstellt, in'bezug auf das Beförderungsangebot den
folgenden Grundsätzen unterstellt :

a. Betriebsvorrang der nationalen Unternehmen im Ortsverkehr jeder Vertrags-
partei ;

b. Notwendigkeit eines wirtschaftlichen Betriebes der bezeichneten Unterneh-
men.

Artikel 6

1. Die durch das bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei auf den
internationalen Luftverkehrslinien eingesetzten Luftfahrzeuge und ihre ordent-
liche Ausrüstung, Brennstoffe, Schmierstoffe und Bordvorräte (einschliesslich
Lebensmittel, Getränke und Tabak), die sich an Bord dieser Luftfahrzeuge befin-
den, sind beim Eintritt in das Gebiet der anderen Vertragspartei von allen Zöllen,
Revisionsabgaben oder anderen Abgaben oder Gebühren befreit, vorausgesetzt,
dass diese Ausrüstung und diese Vorräte an Bord des Luftfahrzeuges bleiben, bis
sie wieder ausgeführt werden.

2. Von diesen gleichen Abgaben und Gebühren, ausgenommen Gebühren
und Entgelt für erbrachte Dienstleistungen, sind ebenfalls befreit :

a. die Bordvorräte, die im Gebiet einer Vertragspartei innerhalb der durch die
Behörden dieser Vertragsparteien festgesetzten Grenzen an Bord genommen
werden;

b. die Ersatzteile und die ordentliche Bordausrüstung, die in das Gebiet einer
der Vertragsparteien für den Unterhalt oder die Instandsetzung der Luftfahr-
zeuge eingeführt werden, die durch das bezeichnete Unternehmen der ande-
ren Vertragspartei auf den internationalen Luftverkehrslinien eingesetzt wer-
den.

Es kann verlangt werden, dass die unter Buchstabe a und b hiervor erwähnten
Gegenstände einer Zollaufsicht oder Zollkontrolle unterstellt bleiben.

3. Die ordentliche Ausrüstung der Luftfahrzeuge sowie die anderen Gegen-
stände und Vorräte, die sich an Bord der Luftfahrzeuge einer Vertragspartei
befinden, können im Gebiet der anderen Vertragspartei nur mit der Zustimmung
der Zollbehörden dieses Gebietes ausgeladen werden. In diesem Fall können sie
unter die Aufsicht der genannten Behörden gestellt werden, bis sie wieder verladen
werden oder bis darüber in anderer, gebührend bewilligter Weise verfügt worden
ist.

Artikel 7

Die Fluggäste, das Gepäck und die Fracht, die sich im direkten Durchgangs-
verkehr durch das Gebiet einer der Vertragsparteien befinden und die Flughafen-
zone nicht verlassen, werden höchstens einer einfachen Zollkontrolle unterworfen
und gemessen alle möglichen Erleichterungen. Das Gepäck und die Fracht im
direkten Durchgangsverkehr sind von Zollgebühren oder Zollabgaben und ande-
ren ähnlichen Gebühren oder Abgaben befreit.
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Artikel 8

1. Die Gesetze und Verordnungen einer Vertragspartei, die in ihrem Gebiet
den Einflug und den Wegflug der in der internationalen Luftfahrt verwendeten
Luftfahrzeuge oder die Flüge dieser Luftfahrzeuge über dem genannten Gebiet
regeln, sind auf das bezeichnete Unternehmen der anderen Vertragspartei an-
wendbar.

2. Die Gesetze und Verordnungen einer Vertragspartei, die in ihrem Gebiet
die Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise von Fluggästen, Besatzungen,
Fracht oder Postsendungen regeln - wie namentlich diejenigen über die Formali-
täten für die Einreise, die Ausreise, die Auswanderung und die Einwanderung,
über den Zoll und die gesundheitspolizeilichen Massnahmen - sind auf die Flug-
gäste, Besatzungen, Fracht oder Postsendungen, die durch die Luftfahrzeuge des
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei befördert werden, an-
wendbar, während diese Personen und Sachen sich in dem genannten Gebiet
befinden.

3. Jede Vertragspartei verpflichtet sich, anderen ausländischen Unternehmen
im Vergleich mit dem bezeichneten Unternehmen der anderen Vertragspartei bei
der Anwendung der in diesem Artikel erwähnten Gesetze und Verordnungen
keine Vorzugstellung einzuräumen.

4. Für die Benützung der Flughäfen und anderer durch eine Vertragspartei
zur Verfügung gestellten Einrichtungen hat das bezeichnete Unternehmen der
anderen Vertragspartei keine höheren Gebühren zu bezahlen als die, die auf
andere ausländische Luftfahrzeuge, die auf internationalen regelmässigen Linien
eingesetzt werden, anwendbar sind.

5. Das bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei hat das Recht, auf dem
Gebiet der anderen Vertragspartei Vertretungen aufrechtzuerhalten. Diese Vertre-
tungen können Verwaltungs-, Betriebs- und technisches Personal umfassen.

Artikel 9

1. Die Lufttüchtigkeitszeugnisse, Fähigkeitszeugnisse und Bewilligungen, die
von der einen Vertragspartei ausgestellt oder anerkannt worden sind, werden,
solange sie in Kraft sind, von der anderen Vertragspartei als gültig anerkannt.

2. Jede Vertragspartei behält sich indessen das Recht vor, für den Verkehr
über ihrem eigenen Gebiet die durch die andere Vertragspartei oder durch einen
anderen Staat ihren eigenen Staatsangehörigen ausgestellten oder zu deren Gun-
sten anerkannten Fähigkeitszeugnisse und Bewilligungen nicht als gültig anzuer-
kennen.

Artikel 10

l. Die Tarife für alle vereinbarten Linien sind in vernünftiger Höhe festzuset-
zen, wobei alle bestimmenden Einflüsse, einschliesslich der Betriebskosten, eines
vernünftigen Gewinnes, der besonderen Merkmale jeder Linie und der Tarife, die
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durch andere Luftverkehrsunternehmen angewendet werden, in Betracht zu ziehen
sind.

2. Die in Absatz l dieses Artikels erwähnten Tarife werden wenn möglich in
gegenseitigem Einvernehmen durch die bezeichneten Unternehmen der beiden
Vertragsparteien und nach Beratung mit den anderen Luftverkehrsunternehmen,
die ganz oder teilweise dieselbe Strecke befliegen, festgesetzt. Die bezeichneten
Unternehmen haben dieses Einvernehmen soweit als möglich zu erreichen, indem
sie das Tariffestsetzungsverfahren anwenden, das durch die internationale Organi-
sation aufgestellt worden ist, die in diesem Sachgebiet Vorschläge ausarbeitet.

3. Die so festgesetzten Tarife sind den Luftfahrtbehörden der Vertragspar-
teien mindestens dreissig (30) Tage vor dem für ihr Inkrafttreten vorgesehenen
Zeitpunkt zur Genehmigung zu unterbreiten. In besonderen Fällen kann diese
Frist unter Vorbehalt dessen, was die genannten Behörden vereinbaren werden,
verkürzt werden.

4. Können die bezeichneten Unternehmen zu keiner Einigung gelangen oder
werden die Tarife durch die Luftfahrtbehörden einer Vertragspartei nicht geneh-
migt, so werden sich die Luftfâhrtbehorden der beiden Vertragsparteien bemühen,
den Tarif in gegenseitigem Einvernehmen zu bestimmen.

5. Die bereits festgesetzten Tarife bleiben in Kraft, bis neue Tarife in Über-
einstimmung mit den Bestimmungen dieses Artikels festgesetzt worden sind,
jedoch höchstens während zwölf (12) Monaten von dem Tage an, an dem die
Luftfahrtbehörden einer Vertragspartei die Genehmigung verweigert haben.

Artikeln

1. Die Einnahmenüberschüsse, die vom bezeichneten Unternehmen einer
Vertragspartei im Gebiet der anderen Vertragspartei erzielt werden und von der
Beförderung von Fluggästen, Gepäck. Fracht und Postsendungen herrühren, wer-
den dem Land dieses bezeichneten Unternehmens ubera iesen. entsprechend den
in diesem Bereich von der anderen Vertragspartei anwendbaren Gesetzen.

2. Wenn ein besonderes Abkommen die Überweisungen zwischen den Ver-
tragsparteien regelt, wickeln sich die oben erwähnten Überweisungen im Rahmen
des besagten Abkommens ab.

Artikel 12

Die Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien übermitteln einander auf Ver-
langen periodische Statistiken oder andere entsprechende Auskünfte über den
Verkehrsumfang auf den vereinbarten Linien.

Artikel! 3

1. Jede Vertragspartei oder ihre Luftfahrtbehörden können jederzeit eine
Beratung mit der anderen Vertragspartei oder mit ihren Luftfâhrtbehorden ver-
langen.
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2. Eine durch eine Vertragspartei oder ihre Luftfahrtbehörden verlangte
Beratung muss innerhalb von sechzig (60) Tagen, gerechnet vom Zeitpunkt des
Empfangs des Gesuches an, beginnen.

Artikel 14

1. Jede Änderung dieses Abkommens tritt in Kraft, sobald die beiden Ver-
tragsparteien einander gegenseitig die Erfüllung ihrer verfassungsrechtlichen Vor-
schriften über den Abschluss und das Inkrafttreten von Staatsverträgen angezeigt
haben.

2. Änderungen des Anhanges zu diesem Abkommen können unmittelbar
zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien vereinbart werden. Sie tre-
ten in Kraft, nachdem sie durch einen Austausch diplomatischer Noten bestätigt
worden sind.

Artikel 15

1. Jede Meinungsverschiedenheit zwischen den Vertragsparteien über die
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens, die nicht durch unmittelbare
Verhandlungen oder auf diplomatischem Wege geschlichtet werden kann, wird
auf Verlangen der einen oder der anderen der Vertragsparteien einem aus drei
Mitgliedern zusammengesetzten Schiedsgericht unterbreitet.

2. Zu diesem Zweck bezeichnet jede der Vertragsparteien einen Schiedsrich-
ter und die beiden Schiedsrichter bezeichnen einen dritten Schiedsrichter, der
Angehöriger eines dritten Staates sein muss, als Vorsitzenden. Wenn nach Ablauf
von zwei Monaten, von dem Tage an gerechnet, an dem die eine der Vertragspar-
teien einen Schiedsrichter bezeichnet, die andere Vertragspartei den ihrigen nicht
bezeichnet hat, oder wenn sich im Laufe des Monats, der der Bezeichnung des
zweiten Schiedsrichters folgt, die derart bezeichneten Schiedsrichter über die Wahl
des Vorsitzenden nicht einig wurden, kann jede Vertragspartei den Präsidenten
des Rates der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation ersuchen, die erforder-
lichen Bezeichnungen vorzunehmen.

3. Das Schiedsgericht bestimmt seine Verfahrensvorschriften selbst und ent-
scheidet über die Verteilung der aus dem Verfahren entstehenden Kosten.

4. Die Vertragsparteien verpflichten sich, sich jedem in Anwendung dieses
Artikels gefällten Entscheid zu unterziehen.

Artikel 16

Dieses Abkommen und seine allfälligen Änderungen werden bei der Interna-
tionalen Zivilluftfahrt-Organisation eingetragen.



43

Artikel 17

Falls irgendein mehrseitiges Übereinkommen über den Luftverkehr, das die
beiden Vertragsparteien verpflichtet, unterzeichnet würde, wird dieses Abkommen
geändert, um es den Bestimmungen dieses Übereinkommens anzupassen.

' Artikel 18

1. Jede Vertragspartei kann der anderen Vertragspartei jederzeit ihren Ent-
schluss anzeigen, dieses Abkommen zu kündigen; diese Anzeige wird gleichzeitig
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation mitgeteilt.

2. Die Kündigung wird am Ende der Flugplanperiode, während der eine
Frist von zwölf Monaten abgelaufen ist, wirksam, es sei denn, diese Kündigung
werde in gegenseitigem Einvernehmen vor Ablauf dieser Frist zurückgezogen.

3. Liegt keine Empfangsanzeige der anderen Vertragspartei vor, so wird
angenommen, dass ihr die Anzeige vierzehn (14) Tage nach dem Zeitpunkt zuge-
kommen ist, an dem die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation davon Kennt-
nis erhalten hat.

Artikel 19

Dieses Abkommen wird vom Tage seiner Unterzeichnung an vorläufig ange-
wandt und tritt in Kraft, sobald die Vertragsparteien einander gegenseitig die
Erfüllung ihrer verfassungsrechtlichen Vorschriften über den Abscbluss und das
Inkrafttreten von Staatsverträgen angezeigt haben.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der beiden Vertragsparteien
dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Quito am 6. Mai 1974 in doppelter Unterschrift in französi-
scher und spanischer Sprache, wobei beide Wortlaute gleichermassen verbindlich
sind.

Für den Schweizerischen Bundesrat : Für die Regierung
Etienne Serra der Republik Ecuador:

Rodrigo Valdez
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Anhang

Linienplan
für das von der Schweiz bezeichnete Unternehmen

Abflugpunkte

Punkte in
der Schweiz

Zwischenlandepunkte

Lissabon
Boston
Bermudas
Nassau
Kingston/Mon-
tego Bay
Port d'Espagne

Punkte m Ecuador

Quito
Guayaquil

Punkte über Ecuador
hinaus

La Paz
Santiago

Abflugpunkte

Punkte in
Ecuador

Linienplan
für das von Ecuador bezeichnete Unternehmen

Zwischenlandepunkte

zu bestimmen

Punkte m der Schweiz

zu bestimmen

Punkte über die
Schweiz hinaus

zu bestimmen

Anmerkungen :

1. Jeder einzelne oder mehrere Punkte der festgelegten Strecken können auf
Gesuch hin bei der Behörde der Vertragspartei, welcher das bezeichnete
Unternehmen nicht angehört, auf allen oder einem Teil der Flüge ausgelas-
sen werden.

2. Die Punkte der festgelegten Strecken müssen nicht notwendigerweise in der
aufgeführten Reihenfolge bedient werden; doch ist immer zu berücksichti-
gen, dass jede Linie auf einer vernünftigerweise direkten Strecke betrieben
wird.

3. Das bezeichnete Unternehmen der einen oder anderen Vertragspartei hat das
Recht, irgendeine seiner Linien auf dem Gebiet der anderen Vertragspartei
enden zu lassen.

4. Jedes bezeichnete Unternehmen kann an nicht aufgeführten Punkten unter
der Bedingung Zwischenlandungen vornehmen, dass zwischen diesen Punk-
ten und dem Gebiet der anderen Vertragspartei sowie zwischen diesem Ge-
biet und diesen Punkten keine Verkehrsrechte ausgeübt werden.
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Übersetzung aus dem englischen und französischen Originaltext

Abkommen
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft
und dem Haschemitischen Königreich Jordanien

über den regelmässigen Luftverkehr

Der Schweizerische Bundesrat
und

die Regierung des Haschemitischen Königreichs Jordanien,

in der Erwägung, dass die Schweiz und Jordanien Vertragsparteien des am
7. Dezember 1944 in Chikago zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommens
über die internationale Zivilluftfahrt sind,

vom Wunsche geleitet, die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiete
des Luftverkehrs zu entwickeln,

vom Wunsche geleitet, für die Errichtung regelmässiger Luftverkehrslinien
zwischen ihren Staaten und darüber hinaus ein Abkommen zu treffen,

haben ihre zu diesem Zweck gehörig ausgewiesenen Bevollmächtigten be-
zeichnet, die folgendes vereinbart haben :

Artikel l

Für die Anwendung dieses Abkommens und seines Anhanges bedeuten:
a. der Ausdruck «Übereinkommen von Chikago» das am 7. Dezember 1944 in

Chikago zur Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über die internationale
Zivilluftfahrt;

b. der Ausdruck «Luftfahrtbehörden» im Fall der Schweiz das Eidgenössische
Luftamt und im Fall von Jordanien das Departement für Zivilluftfahrt oder
in beiden Fällen jede Person oder Organisation, welche ermächtigt sein wird,
die gegenwärtig diesen Behörden obliegenden Aufgaben auszuüben;

c. der Ausdruck «bezeichnetes Unternehmen» ein Luftverkehrsunternehmen,
das eine der Vertragsparteien in Übereinstimmung mit Artikel 3 dieses Ab-
kommens bezeichnet hat, um die vereinbarten Luftverkehrslinien zu betrei-
ben.
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Artikel 2

1. Jede Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei die in diesem
Abkommen festgelegten Rechte für die Errichtung von Luftverkehrslinien auf den
in den Linienplänen des Anhangs zu diesem Abkommen festgelegten Strecken.
Diese Linien und Strecken werden nachstehend «vereinbarte Linien» und «festge-
legte Strecken» genannt.

2. Unter Vorbehalt der Bestimmungen dieses Abkommens geniesst das von
jeder Vertragspartei bezeichnete Unternehmen beim Betrieb internationaler Luft-
verkehrslinien

a. das Recht, das Gebiet der anderen Vertragspartei ohne Landung zu überflie-
gen;

b. das Recht, auf dem genannten Gebiet nichtgewerbsmässige Landungen vor-
zunehmen ;

c. das Recht, auf dem genannten Gebiet an den im Anhang festgelegten Punk-
ten im internationalen Verkehr Fluggäste, Fracht und Postsendungen aufzu-
nehmen und abzusetzen.

Artikel 3

1. Jede Vertragspartei hat das Recht, ein Luftverkehrsunternehmen für den
Betrieb der vereinbarten Linien zu bezeichnen. Diese Bezeichnung bildet den
Gegenstand einer schriftlichen Anzeige zwischen den Luftfahrtbehörden der bei-
den Vertragsparteien.

2. Die Vertragspartei, welche die Anzeige der Bezeichnung erhalten hat,
erteilt unter Vorbehalt der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 dieses Artikels dem
durch die andere Vertragspartei bezeichneten Unternehmen ohne Verzug die not-
wendige Betriebsbewilligung.

3. Die Luftfahrtbehörden der einen Vertragspartei können von dem durch
die andere Vertragspartei bezeichneten Unternehmen den Nachweis verlangen,
dass es in der Lage ist, die Bedingungen zu erfüllen, die nach den von diesen
Behörden üblicherweise angewendeten Gesetzen und Verordnungen in Überein-
stimmung mit den Bestimmungen des Übereinkommens von Chikago für den
Betrieb der internationalen Luftverkehrslinien vorgeschrieben werden.

4. Jede Vertragspartei hat das Recht, die in Absatz 2 dieses Artikels vorgese-
hene Betriebsbewilligung nicht zu erteilen oder die ihr für die Ausübung der in
Artikel 2 dieses Abkommens festgelegten Rechte durch das bezeichnete Unterneh-
men nötig erscheinenden Bedingungen aufzustellen, wenn die genannte Vertrags-
partei nicht beweisen kann, dass der überwiegende Teil des Eigentums und die
tatsächliche Verfügungsgewalt über dieses Unternehmen in den Händen der das
Unternehmen bezeichnenden Vertragspartei oder ihrer Staatsangehörigen liegen.

5. Nach Empfang der im Absatz 2 dieses Artikels vorgesehenen Betriebsbe-
willigung kann das bezeichnete Unternehmen jederzeit den Betrieb jeder verein-
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harten Linie aufnehmen, vorausgesetzt, dass ein in Übereinstimmung mit den
Bestimmungen des Artikels 10 dieses Abkommens aufgestellter Tarif für die be-
treffende Linie in Kraft ist.

Artikel 4 ,

1. Jede Vertragspartei1 hat das Recht, eine Betriebsbewilligung zu widerrufen
oder die Ausübung der in Artikel 2 dieses Abkommens festgelegten Rechte durch
das bezeichnete Unternehmen der anderen Vertragspartei zeitweilig zu verbieten
oder die Ausübung dieser Rechte Bedingungen zu unterstellen, die sie als nötig
erachtet,

a. wenn es nicht beweisen kann, dass der überwiegende Teil des Eigentums und
die tatsächliche Verfügungsgewalt über dieses Unternehmen in den Händen
der das Unternehmen bezeichnenden Vertragspartei oder ihrer Staatsangehö-
rigen liegen, oder

b. wenn dieses Unternehmen die Gesetze und Verordnungen der Vertragspartei,
die diese Rechte gewährt hat, nicht befolgt hat, oder

c. wenn dieses Unternehmen die vereinbarten Linien nicht nach den in diesem
Abkommen und seinem Anhang aufgestellten Bedingungen betreibt.
2. Ausser wenn der Widerruf, das zeitweilige Verbot oder die Auflage von

Bedingungen, 'wie sie in Absatz l dieses Artikels vorgesehen sind, unmittelbar
nötig sind, um neue Verstösse gegen Gesetze und Verordnungen zu verhüten,
kann ein derartiges Recht erst nach Beratung mit der anderen Vertragspartei
ausgeübt werden.

Artikel 5

1. Die bezeichneten Unternehmen haben für den Betrieb der vereinbarten
Linien zwischen den Gebieten der Vertragsparteien gleiche und angemessene
Möglichkeiten.

2. Das bezeichnete Unternehmen jeder Vertragspartei nimmt Rücksicht auf
die Interessen des bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei, um die
vereinbarten Linien dieses letztgenannten Unternehmens nicht ungerechtfertigt zu
beeinträchtigen.

3. Das Beförderungsangebot der bezeichneten Unternehmen soll der Ver-
kehrsnachfrage angepasst sein.

4. Die vereinbarten Linien haben als wesentliches Ziel, ein Beförderungsan-
gebot zu gewährleisten, das der Verkehrsnachfrage zwischen dem Gebiet der
Vertragspartei, welche das Unternehmen bezeichnet hat, und den auf den festge-
legten Strecken angeflogenen Punkten entspricht.

5. Das Recht jedes bezeichneten Unternehmens, zwischen dem Gebiet der
anderen Vertragspartei und den Gebieten dritter Staaten im internationalen Ver-
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kehr Beförderungen auszuführen, muss in Übereinstimmung mit den allgemeinen,
durch die beiden Vertragsparteien bestätigten Grundsätzen einer normalen Ent-
wicklung ausgeübt werden und unter der Voraussetzung, dass das Beförderungs-
angebot angepasst ist

a. der Verkehrsnachfrage von und nach dem Gebiet der Vertragspartei, welche
das Unternehmen bezeichnet hat;

b. der Verkehrsnachfrage der durchquerten Gebiete, unter Berücksichtigung
der örtlichen und regionalen Linien;

c. den Erfordernissen eines wirtschaftlichen Betriebes der vereinbarten Linien.

Artikel 6

1. Die durch das bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei auf interna-
tionalen Linien eingesetzten Luftfahrzeuge sowie ihre ordentliche Ausrüstung,
ihre Vorräte an Treibstoffen und Schmierstoffen und ihre Bordvorräte, ein-
schliesslich Lebensmittel, Getränke und Tabak, sind beim Eintritt in das Gebiet
der anderen Vertragspartei von allen Zöllen, Revisionsgebühren und anderen
Abgaben oder Gebühren befreit, vorausgesetzt, dass diese Ausrüstung und diese
Vorräte an Bord der Luftfahrzeuge bleiben, bis sie wieder ausgeführt werden.

2. Von den gleichen Abgaben und Gebühren, ausgenommen das Entgelt für
erbrachte Dienstleistungen, sind ebenfalls befreit:

a. die Bordvorräte, die im Gebiet einer Vertragspartei innerhalb der durch die
Behörden dieser Vertragspartei festgesetzten Grenzen an Bord genommen
werden und zum Verbrauch an Bord der Luftfahrzeuge bestimmt-sind, die
durch das bezeichnete Unternehmen der anderen Vertragspartei auf interna-
tionalen Linien eingesetzt werden;

b. die Ersatzteile und die ordentliche Bordausrüstung, die in das Gebiet einer
der Vertragsparteien für den Unterhalt oder die Instandsetzung der auf inter-
nationalen Linien eingesetzten Luftfahrzeuge eingeführt werden ;

c. die Treib- und Schmierstoffe, die für die Versorgung der durch das bezeich-
nete Unternehmen der anderen Vertragspartei auf internationalen Linien
eingesetzten Luftfahrzeuge bestimmt sind, selbst wenn diese Vorräte auf
demjenigen Teil der Reise verbraucht werden müssen, der über dem Gebiet
der Vertragspartei ausgeführt wird, in dem sie an Bord genommen worden
sind.
3. Die ordentliche Bordausrüstung sowie die Sachen und Vorräte, die sich an

Bord der durch das bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei eingesetzten
Luftfahrzeuge befinden, können im Gebiet der anderen Vertragspartei nur mit
Zustimmung der Zollbehörden dieses Gebietes ausgeladen werden. In diesem Fall
können sie unter die Aufsicht der genannten Behörden gestellt werden, bis sie
wieder ausgeführt werden oder bis darüber in Übereinstimmung mit den Zollvor-
schriften in anderer Weise verfügt worden ist.
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Artikel 7

Die Fluggäste, das Gepäck und die Waren, die sich im direkten Durchgangs-
verkehr durch das Gebiet einer Vertragspartei befinden und die ihnen vorbehal-
tene Zone des Flughafens nicht verlassen, werden nur einem sehr vereinfachten
Zollverfahren unterworfen. Das Gepäck und die Fracht im direkten Durchgangs-
verkehr sind von Zollgebühren und anderen ähnlichen Abgaben befreit.

Artikel 8

1. Die Gesetze und Verordnungen einer Vertragspartei, die in ihrem Gebiet
den Einflug und den Wegflug der in der internationalen Luftfahrt verwendeten
Luftfahrzeuge oder die Flüge dieser Luftfahrzeuge über dem genannten Gebiet
regeln, sind auf das bezeichnete Unternehmen der anderen Vertragspartei an-
wendbar.

2. Die Gesetze und Verordnungen einer Vertragspartei. ' die in ihrem Gebiet
die Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise von Fluggästen, Besatzungen,
Waren oder Postsendungen regeln - wie namentlich diejenigen über die Formali-
täten für die Einreise, die Ausreise, die Auswanderung und die Einwanderung,
über den Zoll und die gesundheitspolizeilichen Massnahmen -, sind auf die Flug-
gäste, Besatzungen, Waren oder Postsendungen, die durch die Luftfahrzeuge des
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei befördert werden, an-
wendbar, während diese Personen und Sachen sich in dem genannten Gebiet
befinden.

3. Jede Vertragspartei verpflichtet sich, ihren eigenen Unternehmen im Ver-
gleich mit dem bezeichneten Unternehmen der anderen Vertragspartei bei der
Anwendung der in diesem Artikel erwähnten Gesetze und Verordnungen keine
Vorzugstellung einzuräumen.

4. Für die Benützung der Flughäfen und anderer durch eine Vertragspartei
zur Verfügung gestellten Einrichtungen hat das bezeichnete Unternehmen der
anderen Vertragspartei keine höheren Gebühren zu bezahlen als die. die für die
Luftfahrzeuge des eigenen Landes, die auf internationalen Linien eingesetzt wer-
den, zu entrichten sind.

5. Das bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei hat das Recht, auf dem
Gebiet der anderen Vertragspartei Vertretungen aufrechtzuerhalten. Diese Vertre-
tungen können Verwaltungs-, Betriebs- und technisches Personal umfassen.

Artikel 9

1. Die Lufttüchtigkeitszeugnisse, Fähigkeitszeugnisse und Bewilligungen, die
von der einen Vertragspartei ausgestellt oder anerkannt worden sind, werden,
solange sie in Kraft sind, von der anderen Vertragspartei als gültig anerkannt.

2. Jede Vertragspartei behält sich indessen das Recht vor, für den Verkehr
über ihrem eigenen Gebiet die durch die andere Vertragspartei oder durch einen
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anderen Staat ihren eigenen Staatsangehörigen ausgestellten oder zu deren Gun-
sten anerkannten Fähigkeitszeugnisse und Bewilligungen nicht als gültig anzuer-
kennen.

Artikel 10

1. Die Tarife für alle vereinbarten Linien sind in vernünftiger Höhe festzuset-
zen, wobei alle bestimmenden Einflüsse, einschliesslich der Betriebskosten, eines
vernünftigen Gewinnes, der besonderen Merkmale jeder Linie und der Tarife, die
durch andere Luftverkehrsunternehmen angewendet werden, in Betracht zu ziehen
sind.

2. Die in Absatz l dieses Artikels erwähnten Tarife werden wenn möglich in
gegenseitigem Einvernehmen durch die bezeichneten Unternehmen der beiden
Vertragsparteien und nach Beratung mit den anderen Luftverkehrsunternehmen,
die ganz oder teilweise dieselbe Strecke befliegen, festgesetzt. Die bezeichneten
Unternehmen haben dieses Einvernehmen soweit als möglich zu erreichen, indem
sie das Tariffestsetzungsverfahren anwenden, das durch die internationale Organi-
sation aufgestellt worden ist, die in diesem Sachgebiet Vorschläge ausarbeitet.

3. Die so festgesetzten Tarife sind den Luftfahrtbehörden der Vertragspar-
teien mindestens dreissig (30) Tage vor dem für ihr Inkrafttreten vorgesehenen
Zeitpunkt zur Genehmigung zu unterbreiten. In besonderen Fällen kann diese
Frist unter Vorbehalt der Zustimmung der genannten Behörden verkürzt werden.

4. Können die bezeichneten Unternehmen zu keiner Einigung gelangen oder
werden die Tarife durch die Luftfahrtbehörden einer Vertragspartei nicht geneh-
migt, so werden sich die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragsparteien bemühen,
den Tarif in gegenseitigem Einvernehmen zu bestimmen.

5. Bei Uneinigkeit wird die Meinungsverschiedenheit dem in Artikel 15 hier-
nach vorgesehenen Schiedsverfahren unterworfen.

6. Die festgesetzten Tarife bleiben in Kraft, bis neue Tarife in Übereinstim-
mung mit den Bestimmungen dieses Artikels oder des Artikels 15 dieses Abkom-
mens festgesetzt worden sind, jedoch höchstens während zwölf (12) Monaten von
dem Tage an, an dem die Luftfahrtbehörden einer Vertragspartei die Genehmi-
gung verweigert haben.

Artikel 11

Jede Vertragspartei verpflichtet sich, dem bezeichneten Unternehmen der
anderen Vertragspartei für die Einnahmenüberschüsse, die auf ihrem Gebiet
durch das bezeichnete Unternehmen der anderen Vertragspartei bei der Beförde-
rung von Fluggästen, Gepäck, Waren und Postsendungen erzielt werden, die freie
Überweisung zum amtlichen Kurs zu gewährleisten. Ist der Zahlungsverkehr zwi-
schen den Vertragsparteien durch ein besonderes Abkommen geregelt, so ist dieses
besondere Abkommen anwendbar.
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Artikel 12

Die Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien übermitteln einander auf Ver-
langen periodische Statistiken oder andere entsprechende Auskünfte über den
Verkehrsumfang auf den vereinbarten Linien.

Artikel 13

1. Jede Vertragspartei oder ihre Luftfahrtbehörden können jederzeit eine
Beratung mit der anderen Vertragspartei oder mit ihren Luftfahrtbehörden ver-
langen.

2. Eine durch eine Vertragspartei oder ihre Luftfahrtbehörden verlangte
Beratung muss innerhalb von sechzig (60) Tagen, gerechnet vom Zeitpunkt des
Empfanges eines solchen Gesuches an, beginnen.

Artikel 14

1. Jede Änderung dieses Abkommens tritt in Kraft, sobald die beiden Ver-
tragsparteien einander gegenseitig die Erfüllung ihrer verfassungsrechtlichen Vor-
schriften über den Abschluss und das Inkrafttreten von Staatsverträgen angezeigt
haben.

2. Änderungen des Anhanges zu diesem Abkommen können unmittelbar
zwischen den Luftfahrtbehorden der Vertragsparteien vereinbart werden. Sie tre-
ten in Kraft, nachdem sie durch einen Austausch diplomatischer Noten bestätigt
worden sind.

Artikel 15

1. Jede Meinungsverschiedenheit zwischen den Vertragsparteien über die
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens, die nicht durch unmittelbare
Verhandlungen oder auf diplomatischem Wege geschlichtet werden kann, wird
auf Verlangen der einen oder der anderen der Vertragsparteien einem aus drei
Mitgliedern zusammengesetzten Scniedsgericht unterbreitet.

2. Zu diesem Zwecke bezeichnet jede der Vertragsparteien einen Schiedsrich-
ter, und die beiden Schiedsrichter bezeichnen einen dritten Schiedsrichter, der
Angehöriger eines dritten Staates sein muss, als Vorsitzenden. Wenn nach Ablauf
von zwei Monaten, von dem Tage an gerechnet, an dem die eine der Vertragspar-
teien einen Schiedsrichter bezeichnet, die andere Vertragspartei den ihren nicht
bezeichnet hat. oder wenn sich im Laufe des Monats, der der Bezeichnung des
zweiten Schiedsrichters folgt, die derart bezeichneten Schiedsrichter über die Wahl
des Vorsitzenden nicht einig wurden, kann jede Vertragspartei den Präsidenten
des Rates der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation ersuchen, die erforder-
lichen Bezeichnungen vorzunehmen.

3. Das Schiedsgericht bestimmt seine Verfahrensvorschriften selbst und ent-
scheidet über die Verteilung der aus dem Verfahren entstehenden Kosten.
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4. Die Vertragsparteien verpflichten sich, sich jedem in Anwendung dieses
Artikels gefällten Entscheid zu unterziehen.

Artikel 16

Dieses Abkommen und seine allfälligen Änderungen werden bei der Interna-
tionalen Zivilluftfahrt-Organisation eingetragen.

Artikel 17

Dieses Abkommen und sein Anhang werden mit jedem mehrseitigen Über-
einkommen, das die beiden Vertragsparteien binden wird, in Übereinstimmung
gebracht werden.

Artikel 18

1. Jede Vertragspartei kann der anderen Vertragspartei jederzeit ihren Ent-
schluss anzeigen, dieses Abkommen zu kündigen ; diese Anzeige wird gleichzeitig
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation mitgeteilt.

2. Die Kündigung wird am Ende der Flugplanperiode, während der eine
Frist von zwölf Monaten abgelaufen ist, wirksam, es sei denn, diese Kündigung
werde in gegenseitigem Einvernehmen vor Ablauf dieser Frist zurückgezogen.

3. Liegt keine Empfangsanzeige der anderen Vertragspartei vor, so wird
angenommen, dass ihr die Anzeige vierzehn (14) Tage nach dem Zeitpunkt zuge-
kommen ist, an dem die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation davon Kennt-
nis erhalten hat.

Artikel 19

Dieses Abkommen wird vom Tage seiner Unterzeichnung an vorläufig ange-
wandt; es tritt in Kraft, sobald die Vertragsparteien einander gegenseitig die
Erfüllung ihrer verfassungsrechtlichen Vorschriften über den Abschluss und das
Inkrafttreten von Staatsverträgen angezeigt haben.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der beiden Vertragsparteien
dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Amman am 19. Juni 1974 in doppelter Urschrift, in französi-
scher, arabischer und englischer Sprache, wobei die drei Wortlaute gleichermassen
verbindlich sind. Bei abweichender Auslegung geht der englische Text vor.

Für den Schweizerischen Bundesrat: Für die Regierung des Haschemitischen
PierreDumont Königreichs Jordanien:

Nadim Zarou
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Anhang

Linienpläne

Limenplan I

- Strecken, auf denen Luftverkehrslinien durch das von der Schweiz bezeichnete
Unternehmen betrieben werden können:

Abflugpunkte Z\uschen.andepunkte Punkte m Jordanien Punkte darüber hinaus

Schweiz Wien Amman Bahram
Athen 'Doha
Saloniki Abu Dhabi
Istanbul Maskat
Nikosia Karatschi
Beirut Bombay oder Delhi
Damaskus

Linienplan II

- Strecken, auf denen Luftverkehrslinien durch das vom Haschemitischen König-
reich Jordanien bezeichnete Unternehmen betrieben werden können:

Abflugpunkte Zwischenlandepunkte Punkte in der Schueiz Punkte darubei
hinaus

Jordanien Beirut Ein Punkt Frankfurt
Nikosia Brüssel
Istanbul Amsterdam
Sofia Kopenhagen
Belgrad Paris
Wien London
Rom



54

Anmerkungen:

1. Jeder einzelne oder mehrere Punkte der festgelegten Strecken können nach
Belieben der bezeichneten Unternehmen auf allen oder einem Teil der Flüge
ausgelassen werden.

2. Die Punkte der festgelegten Strecken müssen nicht notwendigerweise in der
aufgeführten Reihenfolge bedient werden,

3. Das bezeichnete Unternehmen der einen oder anderen Vertragspartei hat das
Recht, irgendeine seiner vereinbarten Linien auf dem Gebiet der anderen
Vertragspartei enden zu lassen.

4. Jedes bezeichnete Unternehmen hat das Recht, nicht aufgeführte Punkte
unter der Bedingung zu bedienen, dass zwischen diesen Punkten und dem
Gebiet der anderen Vertragspartei keine Verkehrsrechte ausgeübt werden.

5. Jede Linie wird auf einer Vernünftigermassen direkten Strecke betrieben.
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Übersetzung aus dem englischen und französischen Originaltext

Abkommen
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft

und der Regierung von Jamaika
über den regelmässigen Luftverkehr

Der Schweizerische Bundesrat
und

die Regierung von Jamaika,

in der Erwägung, dass die Schweiz und Jamaika Vertragsparteien des am
7. Dezember 1944 in Chikago zur Unterzeichnung aufgelegten Übereinkommens
über die internationale Zivilluftfahrt sind.

vom Wunsche geleitet, die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiete
des Luftverkehrs zu entwickeln,

vom Wunsche geleitet, für die Errichtung regelmässiger Luftverkehrslinien
zwischen ihren Staaten und darüber hinaus ein in Übereinstimmung mit dem
besagten Übereinkommen stehendes Abkommen zu treffen,

haben folgendes vereinbart :

Artikel l

Für die Anwendung dieses Abkommens und seines Anhanges bedeuten,
unter Vorbehalt gegenteiliger Bestimmungen:

a. der Ausdruck «Übereinkommen von Chikago» das am 7. Dezember 1944 in
Chikago zur Unterzeichnung aufgelegte Übereinkommen über die interna-
tionale Zivilluftfahrt, alle auf Grund von Artikel 90 dieses Übereinkommens
angenommenen Anhänge sowie jede Änderung der Anhänge oder des Über-
einkommens, die gestützt auf seine Artikel 90 und 94 angenommen wurden,
solange diese Anhänge oder Änderungen angewendet werden oder von den
beiden Vertragsparteien ratifiziert worden sind :

b. der Ausdruck «Luftfahrtbehörden» im Fall der Schweiz das Eidgenössische
Luftamt und im Fall von Jamaika den für die Zivilluftfahrt zuständigen
Minister, die Luftverkehrskommission oder in beiden Fällen jede Person
oder Organisation, die ermächtigt ist. die gegenwärtig von diesen Behörden
ausgeübten Aufgaben zu erfüllen;
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c. der Ausdruck «bezeichnetes Unternehmen» ein Luftverkehrsunternehmen,
das in Übereinstimmung mit Artikel 3 dieses Abkommens bezeichnet und
ermächtigt ist, die vereinbarten Luftverkehrslinien zu betreiben;

d. der Ausdruck «Gebiet» in bezug auf einen Staat die Landgebiete und die
angrenzenden Küstengewässer, die der Hoheit, dem Schutz oder der Verwal-
tung dieses Staates unterstellt sind;

e. der Ausdruck «Luftverkehrslinie» jede regelmässige Beförderung auf dem
Luftweg durch Luftfahrzeuge, die zum öffentlichen Transport von Personen,
Postsendungen oder Waren verwendet werden, sei diese getrennt oder kom-
biniert;

/. der Ausdruck «internationale Luftverkehrslinie» eine Luftverkehrslinie, die
das Gebiet von mehr als einem Staat überquert;

g. der Ausdruck «Luftverkehrsunternehmen» jedes Luftverkehrsunternehmen,
das eine internationale Luftverkehrslinie anbietet oder betreibt;

h. der Ausdruck «nichtgewerbsmässige Landung» eine Landung, welche weder
ein Aufnehmen noch ein Absetzen von Fluggästen, Waren oder Postsendun-
gen bezweckt; ,

i. und der Ausdruck «Tarif» die Preise, die für die Beförderung von Fluggästen
und Waren bezahlt werden müssen, sowie die Bedingungen, unter welchen sie
anzuwenden sind, einschliesslich die Preise und Bedingungen für Agenten
und andere ähnliche Dienste; ausgenommen sind jedoch Entschädigungen
und Bedingungen für die Beförderung von Postsendungen.

Artikel 2

1. Jede Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei die in diesem
Abkommen festgelegten Rechte für die Errichtung von internationalen regelmässi-
gen Luftverkehrslinien auf den im betreffenden Absatz des Anhangs zu diesem
Abkommen festgelegten Strecken. Diese Linien und Strecken werden beiderseits
nachstehend «vereinbarte Linien» und «festgelegte Strecken» genannt.

2. Unter Vorbehalt der Bestimmungen dieses Abkommens geniesst das von
jeder Vertragspartei bezeichnete Unternehmen beim Betrieb internationaler Luft-
verkehrslinien folgende Rechte :

a. das Gebiet der anderen Vertragspartei ohne Landung zu überfliegen;
b. auf dem genannten Gebiet nichtgewerbsmässige Landungen vorzunehmen;
c. Landungen auf dem genannten Gebiet an den im Anhang festgelegten Strek-

kenpunkten vorzunehmen, um im internationalen Verkehr Fluggäste, Waren
und Postsendungen abzusetzen und aufzunehmen.
3. Absatz l dieses Artikels darf nicht so ausgelegt werden, dass dadurch dem

Luftverkehrsunternehmen einer Vertragspartei das Vorrecht eingeräumt würde,
im Gebiet der anderen Vertragspartei gegen Entgelt oder gestützt auf einen Miet-
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vertrag Fluggäste, Waren oder Postsendungen aufzunehmen, die einen anderen im
Gebiet der anderen Vertragspartei liegenden Punkt als Bestimmungsort haben.

Artikel 3

1. Jede Vertragspartei hat das Recht, ein Luftverkehrsunternehmen für den
Betrieb der vereinbarten Linien zu bezeichnen. Diese Bezeichnung wird der ande-
ren Vertragspartei schriftlich auf diplomatischem Wege mitgeteilt.

2. Nach Empfang dieser Bezeichnung erteilt die andere Vertragspartei unter
Vorbehalt der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 dieses Artikels dem bezeichne-
ten Unternehmen ohne Verzug die entsprechende Betriebsbewilligung.

3. Die Luftfahrtbehörden der einen Vertragspartei können von dem durch
die andere Vertragspartei bezeichneten Unternehmen den Nachweis verlangen,
dass es die von den Gesetzen und Verordnungen vorgeschriebenen Bedingungen
erfüllen kann, die von den genannten Behörden für den Betrieb der internationa-
len Luftverkehrslinien und in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Über-
einkommens von Chikago üblicherweise und vernünftigerweise angewendet wer-
den.

4. Jede Vertragspartei hat das Recht, die Zustimmung zu der in Absatz 2
dieses Artikels vorgesehenen Betriebsbewilligung zu verweigern oder die ihr für
die Ausübung der in Artikel 2 dieses Abkommens festgelegten Rechte durch das
bezeichnete Unternehmen nötig erscheinenden Bedingungen aufzustellen, jedes-
mal, wenn die genannte Vertragspartei nicht beweisen kann, dass ein wesentlicher
Teil des Eigentums und die tatsächliche Verfügungsgewalt über dieses Unterneh-
men in den Händen der das Unternehmen bezeichnenden Vertragspartei oder
ihrer Staatsangehörigen liegen.

5. Wenn ein Unternehmen so bezeichnet und ermächtigt worden ist, kann es
jederzeit den Betrieb jeder vereinbarten Linie aufnehmen, vorausgesetzt, dass ein
in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Artikels 10 dieses Abkommens
aufgestellter Tarif für die betreffende Linie in Kraft ist.

Artikel 4

1. Jede Vertragspartei hat das Recht, eine Betriebsbewilligung zu widerrufen
oder die Ausübung der in Artikel 2 dieses Abkommens festgelegten Rechte durch
das bezeichnete Unternehmen der anderen Vertragspartei zeitweilig zu verbieten
oder die Ausübung dieser Rechte den Bedingungen zu unterstellen, die sie als
nötig erachtet,

a. wenn es nicht den Beweis besitzt, dass ein wesentlicher Teil des Eigentums
und die tatsächliche Verfügungsgewalt über dieses Unternehmen in den Hän-
den der das Unternehmen bezeichnenden Vertragspartei oder ihrer Staatsan-
gehörigen liegen, oder



58

b. wenn dieses Unternehmen die in Kraft befindlichen Gesetze und Verordnun-
gen im Gebiet der Vertragspartei, die diese Rechte gewährt hat, nicht befolgt
hat, oder

c. wenn dieses Unternehmen die vereinbarten Linien nicht nach den in diesem
Abkommen und seinem Anhang aufgestellten Bedingungen betreibt.
2. Ausser wenn der Widerruf, das zeitweilige Verbot oder die Auflage von

Bedingungen, wie sie in Absatz l dieses Artikels vorgesehen sind, unmittelbar
unerlässlich sind, um neue Verstösse gegen Gesetze und Verordnungen zu verhü-
ten, kann ein derartiges Recht erst nach Beratung mit der anderen Vertragspartei
ausgeübt werden.

Artikel 5

1. Die Gesetze und Verordnungen einer Vertragspartei über die Zulassung in
ihrem Gebiet oder den Abflug von Luftfahrzeugen, die in der internationalen
Luftfahrt verwendet werden, oder über den Betrieb und die Führung ihrer Luft-
fahrzeuge im Innern ihres Gebietes sind in gleicher Weise auf die Luftfahrzeuge
des bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei anwendbar, wie sie
auf ihre eigenen Luftfahrzeuge anwendbar sind, und müssen von diesen Luftfahr-
zeugen bei ihrem Einflug in das Gebiet der ersten Vertragspartei, bei ihrem Abflug
und Aufenthalt im Innern dieses Gebietes beachtet werden.

2. Die Gesetze und Verordnungen einer Vertragspartei über die Zulassung in
ihrem Gebiet oder den Abflug von Fluggästen, Besatzungen, Postsendungen oder
Fracht von Luftfahrzeugen, einschliesslich die Gesetze und Verordnungen über
die Einreise, die Abfertigung, die Einwanderung, die Pässe, den Zoll und die
Quarantäne müssen ebenfalls zu ihrem Vorteil von diesen Fluggästen, Besatzun-
gen, Postsendungen oder Waren des bezeichneten Unternehmens der anderen
Vertragspartei beim Einflug in das Gebiet der ersten Vertragspartei, beim Abflug
und Aufenthalt im Innern dieses Gebietes beachtet werden.

Artikel 6

1. Die Lufttüchtigkeitszeugnisse, die Fähigkeitszeugnisse und die Bewilligun-
gen, die von einer Vertragspartei ausgestellt oder anerkannt worden sind und noch
in Kraft sind, werden von der anderen Vertragspartei für den Betrieb der in
diesem Abkommen vorgesehenen Strecken und Linien als gültig anerkannt, sofern
die Erfordernisse, auf Grund deren diese Zeugnisse und Bewilligungen ausgestellt
oder als gültig anerkannt worden sind, gleich oder höher sind als die Mindestnor- -
men, die nach dem Übereinkommen zu erfüllen wären.

2. Jede Vertragspartei behält sich das Recht vor, für den Verkehr über ihrem
eigenen Gebiet die Anerkennung der Fähigkeitszeugnisse und der Bewilligungen,
die ihren eigenen Staatsangehörigen von der anderen Vertragspartei ausgestellt
worden sind, zu verweigern.
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Artikel 7

Jede Vertragspartei kann gerechte und vernünftige Entschädigungen für den
Gebrauch der öffentlichen Flughäfen und anderer unter ihrer Aufsicht stehenden
Einrichtungen auferlegen oder auferlegen lassen, sofern diese Entschädigungen
nicht höher sind als die Entschädigungen, die ihren eigenen Luftfahrzeugen für die
Benützung dieser Flughäfen und Einrichtungen auferlegt werden.

Artikel 8

1. Die durch das bezeichnete Unternehmen der einen oder anderen Vertrags-
partei auf internationalen Linien eingesetzten Luftfahrzeuge sowie ihre ordent-
liche Ausrüstung, ihre Vorräte an Treibstoffen und Schmierstoffen und ihre Bord-
vorräte (einschliesslich Lebensmittel, Getränke und Tabak), sind beim Eintritt in
das Gebiet der anderen Vertragspartei von allen Zöllen. Revisionsgebühren und
anderen ähnlichen Entschädigungen befreit, vorausgesetzt, dass diese Ausrüstung
und diese Vorräte an Bord der Luftfahrzeuge bleiben, bis sie wieder ausgeführt
werden oder dass sie auf demjenigen Teil der Reise verbraucht werden, der über
diesem Gebiet ausgeführt wird.

2. Von den gleichen Abgaben und Entschädigungen, ausgenommen das Ent-
gelt für erbrachte Dienstleistungen, sind ebenfalls befreit:

a. die Bordvorräte, die im Gebiet einer Vertragspartei innerhalb der durch die
Behörden dieser Vertragspartei festgesetzten Grenzen an Bord genommen
werden und zum Verbrauch an Bord der Luftfahrzeuge bestimmt sind, die
von der anderen Vertragspartei auf internationalen Linien eingesetzt werden ;

b. die Ersatzteile, die in das Gebiet der einen oder anderen Vertragspartei für
den Unterhalt oder die Instandsetzung der auf internationalen Linien einge-
setzten Luftfahrzeuge durch das bezeichnete Unternehmen der anderen Ver-
tragspartei eingeführt werden;

c. die Treib- und Schmierstoffe, die für die Versorgung der durch das bezeich-
nete Unternehmen der anderen Vertragspartei auf internationalen Linien
eingesetzten Luftfahrzeuge bestimmt sind, selbst wenn diese Vorräte auf
demjenigen Teil der Reise verbraucht werden müssen, der über dem Gebiet
der Vertragspartei ausgeführt wird, in dem sie an Bord genommen worden
sind.

Die in den Absätzen a, b und c aufgezählten Gegenstände können unter die
Aufsicht und Kontrolle der Zollverwaltung gestellt werden.

Artikel 9

1. Die bezeichneten Unternehmen haben für den Betrieb der vereinbarten
Linien auf den festgelegten Strecken zwischen den Gebieten der Vertragsparteien
gleiche und angemessene Möglichkeiten.
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2. Das bezeichnete Unternehmen jeder Vertragspartei nimmt Rücksicht auf
die Interessen des bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei, um die
vereinbarten Linien nicht ungerechtfertigt zu beeinträchtigen, die das letztge-
nannte Unternehmen auf allen oder einem Teil derselben Strecken betreibt.

3. Die vom bezeichneten Unternehmen jeder Vertragspartei betriebenen ver-
einbarten Linien stehen in engem Zusammenhang mit den öffentlichen Beförde-
rungsbedürfnissen und haben als wesentliches Ziel, ein einem vernünftigen
Ladungskoeffizienten entsprechendes, den laufenden und vernünftigerweise vor-
aussehbaren Bedürfnissen angepasstes Beförderungsangebot für Fluggäste, Waren
und Postsendungen zwischen dem Gebiet der Vertragspartei sicherzustellen, die
das Unternehmen bezeichnet hat, und den Punkten auf den festgelegten Strecken.

4. Das Recht jedes bezeichneten Unternehmens, zwischen dem Gebiet der
anderen Vertragspartei und den Gebieten dritter Staaten im internationalen Ver-
kehr Beförderungen auszuführen, muss in Übereinstimmung mit den allgemeinen,
durch die beiden Vertragsparteien bestätigten Grundsätzen einer normalen Ent-
wicklung ausgeübt werden und unter der Voraussetzung, dass das Beförderungs-
angebot angepasst ist :

a. den Verkehrsbedürfnissen von und nach dem Gebiet der Vertragspartei,
welche das Unternehmen bezeichnet hat;

b. der Verkehrsnachfrage der durchquerten Gebiete, unter Berücksichtigung
der örtlichen regionalen Linien;

c. den Erfordernissen für den Betrieb einer Langstreckenluftverkehrslinie.

Artikel 10

1. Die Tarife für alle vereinbarten Linien sind in vernünftiger Höhe festzuset-
zen, wobei alle bestimmenden Einflüsse, einschliesslich der Betriebskosten, eines
vernünftigen Gewinnes, der besonderen Merkmale jeder Linie und der Tarife, die
durch andere Luftverkehrsunternehmen angewendet werden, zu berücksichtigen
sind.

2. Die Tarife werden wenn möglich in gegenseitigem Einvernehmen durch die
bezeichneten Unternehmen der beiden Vertragsparteien und nach Beratung mit
den anderen Luftverkehrsunternehmen, die ganz oder teilweise dieselbe Strecke
befliegen, festgesetzt.

3. Die so vereinbarten Tarife sind den Luftfahrtbehörden der Vertragspar-
teien mindestens sechzig (60) Tage vor dem für ihr Inkrafttreten vorgesehenen
Zeitpunkt zur Genehmigung zu unterbreiten. In besonderen Fällen kann diese
Frist unter Vorbehalt der Zustimmung der genannten Behörden verkürzt werden.
Diese Bewilligung kann ausdrücklich erteilt werden. Wenn weder die eine noch die
andere Luftfahrtbehörde innerhalb einer Frist von dreissig (30) Tagen, gerechnet
vom Zeitpunkt der Unterbreitung an, ihre Nichtgenehmigung bekanntgibt, sind
diese Tarife als genehmigt zu betrachten. Wenn die Frist für die Unterbreitung
verkürzt wird, können die Luftfahrtbehörden vereinbaren, dass die Frist, inner-
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halb welcher die Nichtgenehmigung mitgeteilt werden muss, kürzer als dreissig
(30) Tage sein wird.

4. Können die bezeichneten Unternehmen zu keiner Einigung gelangen oder
werden die Tarife durch die Luftfahrtbehörden einer Vertragspartei nicht geneh-
migt, so werden sich die Luftfahrtbehörden der beiden Vertragsparteien bemühen,
den Tarif in gegenseitigem Einvernehmen zu bestimmen.

5. Kommt dieses Einvernehmen nicht zustande, so wird die Meinungsver-
schiedenheit dem in Artikel 14 vorgesehenen Verfahren unterworfen.

~ 6. Ein in Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieses Artikels vereinbar-
ter Tarif bleibt in Kraft, bis ein neuer Tarif festgesetzt worden ist. Dennoch wird
ein Tarif gestützt auf diesen Absatz nicht für länger als zwölf (12) Monate über
den Zeitpunkt hinaus verlängert, an dem er auf andere Weise abgelaufen wäre, sei
das durch Nichtgenehmigung oder aus einem anderen Umstand.

Artikeln

Jede Vertragspartei verpflichtet sich, dem bezeichneten Unternehmen der
anderen Vertragspartei für die Einnahmenüberschüsse, die auf ihrem Gebiet
durch das bezeichnete Unternehmen der ändern Vertragspartei bei der Beförde-
rung von Fluggästen, Gepäck. Waren und Postsendungen erzielt werden, das
Recht zur freien Überweisung zum amtlichen Kurs zu gewähren. Ist der Zahlungs-
verkehr zwischen den Vertragsparteien durch ein besonderes Abkommen geregelt,
so ist dieses besondere Abkommen anwendbar

Artikel 12

Die Luftfahrtbehörden jeder Vertragspartei übermitteln einander auf Verlan-
gen periodische Statistiken oder andere entsprechende Auskünfte über den Ver-
kehrsumfang auf den vereinbarten Linien, sofern sie •vernünftigerweise angefor-
dert werden können.

Artikel 13

1. Jede Vertragspartei oder ihre Luftfahrtbehörden können jederzeit eine
Beratung über die Auslegung, Anwendung oder Änderung dieses Abkommens,
einschliesslich seines Anhanges mit der anderen Vertragspartei oder mit ihren
Luftfahrtbehörden verlangen.

2. Eine durch eine Vertragspartei oder ihre Luftfahrtbehörden verlangte
Beratung muss innerhalb von sechzig (60) Tagen, gerechnet vom Zeitpunkt des
Empfangs des Gesuchs an, beginnen, sofern die Vertragsparteien nicht anders
übereingekommen sind.
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Artikel 14

1. Jede Meinungsverschiedenheit zwischen den Vertragsparteien über die
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens, die nicht durch unmittelbare
Verhandlungen oder auf diplomatischem Wege geschlichtet werden kann, wird
auf Verlangen der einen oder der anderen der Vertragsparteien einem aus drei Mit-
gliedern zusammengesetzten Schiedsgericht unterbreitet.

2. Zu diesem Zweck bezeichnet jede der Vertragsparteien einen Schiedsrich-
ter, und die beiden Schiedsrichter bezeichnen einen dritten Schiedsrichter, der
Angehöriger eines dritten Staates sein muss, als Vorsitzenden. Wenn nach Ablauf
von sechzig Tagen, von dem Tage an gerechnet, an dem die eine der Vertragspar-
teien einen Schiedsrichter bezeichnet, die andere Vertragspartei den ihrigen nicht
bezeichnet hat, oder wenn sich innerhalb von dreissig Tagen nach der Bezeich-
nung des zweiten Schiedsrichters die derart bezeichneten Schiedsrichter über die
Wahl des dritten Schiedsrichters nicht einig wurden, so kann der Präsident des
Rates der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation auf Ersuchen der einen oder
anderen Vertragspartei einen Schiedsrichter oder mehrere Schiedsrichter, dem Fall
entsprechend, ernennen.

3. Das Schiedsgericht bestimmt seine Verfahrensvorschriften selbst und ent-
scheidet über die Verteilung der aus dem Verfahren entstehenden Kosten.

4. Die Vertragsparteien verpflichten sich, sich jedem in Anwendung dieses
Artikels gefällten Entscheid zu unterziehen.

Artikel 15

Dieses Abkommen und die Änderungen dazu werden bei der Internationalen
Zivilluftfahrt-Organisation eingetragen.

Artikel 16

Dieses Abkommen und sein Anhang werden mit jedem mehrseitigen Über-
einkommen, das die beiden Vertragsparteien binden wird, in Übereinstimmung
gebracht werden.

Artikel 17

1. Die eine oder andere Vertragspartei kann der anderen Vertragspartei
jederzeit auf diplomatischem Weg ihren Entschluss anzeigen, dieses Abkommen
zu kündigen; diese Anzeige wird gleichzeitig der Internationalen Zivilluftfahrt-
Organisation mitgeteilt.

2. In diesem Fall endigt das Abkommen zwölf (12) Monate nach dem Zeit-
punkt des Erhalts der Anzeige, sofern diese Kündigung nicht in gegenseitigem
Einvernehmen vor Ablauf dieser Frist zurückgezogen wird.
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3. Liegt keine Empfangsanzeige der anderen Vertragspartei vor, so wird
angenommen, dass ihr die Anzeige vierzehn (14) Tage nach dem Zeitpunkt zuge-
kommen ist, an dem die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation davon Kennt-
nis erhalten hat.

Artikel 18

1. Dieses Abkommen und jede Änderung tritt in Kraft, sobald die Vertrags-
parteien einander gegenseitig durch einen Austausch diplomatischer Noten ihre
Ratifikation, in Übereinstimmung mit ihren entsprechenden verfassungsrecht-
lichen Verfahren, angezeigt haben.

2. Ungeachtet der Bestimmungen des Absatzes l dieses Artikels können
Änderungen des Anhanges zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden Vertrags-
parteien vereinbart werden; sie treten in Kraft, nachdem sie durch einen Aus-
tausch diplomatischer Noten bestätigt worden sind.

Zu Urkund dessen haben die gehörig von ihren Regierungen ausgewiesenen
Unterzeichneten dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Kingston am T.November 1974 in doppelter Urschrift in
englischer und französischer Sprache, wobei beide Wortlaute gleichermassen ver-
bindlich sind.

Für den Schweizerischen Bundesrat: Für die Regierung von Jamaika:
Silvio Masnata Eric O. Bell
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Anhang

Linienpläne

Abschnitt I

Strecken, auf denen Luftverkehrslinien durch das von der Schweiz bezeich-
nete Unternehmen m beiden Richtungen betrieben werden können :

Abflugpunkte

Punkte in der
Schweiz

Zwischenlandepunkle Bestimmungspunkte

(Ein oder mehrere Zwei Punkte in
der folgenden Jamaika
Punkte:)
Madrid oder
Malaga
Lissabon
Casablanca
Las Palmas
Santa Maria
Bermudas
Nassau
Port au Prince
Santo Domingo

Punkte darüber hinaus

(Ein oder mehrere
der folgenden
Punkte:)
Zwei Punkte in
Mexiko
Guatemala
Panama
Bogota
Quito oder
Guayaqud
Lima
Santiago
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Abschnitt II

Strecken, auf denen Luftverkehrslinien durch das von Jamaika bezeichnete
Unternehmen in beiden Richtungen betrieben werden können •

Abflugpunkte Zwischenlandepunkte Be^timmungspunkte

Punkte in Jamaika (Ein oder mehrere Zwei Punkte in
der folgenden
Punkte:)
San Juan
Santo Domingo
Port au Prince
Nassau
Lissabon oder
Madrid
Paris
London
Brüssel oder
Amsterdam
Kopenhagen
Stockholm oder
Oslo
Helsinki
Frankfurt oder
Hamburg
Zwei Punkte
in Afrika

der Schweiz
(Ein oder mehrere
der folgenden
Punkte:)
Prag
Wien
Rom oder Mailand
Athen
Kairo
Tel Aviv
Beirut
Istanbul

Anmerkungen :

1. Jeder einzelne oder mehrere Punkte der festgelegten Strecken können nach
Belieben der bezeichneten Unternehmen auf allen oder einem Teil der Flüge
ausgelassen werden.

2. Die bezeichneten Unternehmen der Vertragsparteien können auf den festge-
legten Strecken auf allen Flügen oder einem Teil der Flüge in beliebiger
Reihenfolge alle Punkte oder einen Teil davon bedienen, handle es sich um
einen Zwischenlandepunkt oder einen Punkt darüber hinaus, vorausgesetzt,
dass die Strecke Vernünftigermassen direkt ist.

3. Das bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei hat das Recht, Punkte
auszuwählen, die es im Gebiet der anderen Vertragspartei und in den Gebie-
ten von Drittländern bedienen will und die nicht ausdrücklich auf den festge-
legten Strecken erwähnt sind.
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Übersetzung aus dem englischen und französischen Originaltext

Luftverkehrsabkommen
zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft

und Kanada

Der Schweizerische Bundesrat
und

die Regierung von Kanada,

die beide das am 7. Dezember 1944 in Chikago zur Unterzeichnung aufge-
legte Übereinkommen über die internationale Zivilluftfahrt ratifiziert haben,

vom Wunsche geleitet, ein Luftverkehrsabkommen zwischen ihren beidseiti-
gen Gebieten und darüber hinaus abzuschliessen,

haben zu diesem Zweck gehörig ausgewiesene Bevollmächtigte bezeichnet,
die folgendes vereinbart haben :

Artikel l

Für die Zwecke dieses Abkommens bedeuten, sofern nichts anderes verein-
bart ist :
(a) der Ausdruck «Luftfahrtbehörden» im Fall der Schweiz das Eidgenössische

Luftamt und im Fall von Kanada der Transportminister und die kanadische
Transportkommission oder in beiden Fällen jede andere Behörde oder Per-
son, die ermächtigt ist, die gegenwärtig von diesen Behörden ausgeübten
Aufgaben auszuführen;

(b) der Ausdruck «vereinbarte Linie» regelmässig vereinbarte Linien für die
Beförderung von Fluggästen, Fracht und Postsendungen auf den hierin fest-
gelegten Strecken, getrennt oder kombiniert;

(c) der Ausdruck «Abkommen» dieses Abkommen, den beigefügten Anhang
und alle daran angebrachten Änderungen;

(d) der Ausdruck «Übereinkommen» das am 7. Dezember 1944 in Chikago zur
Unterzeichnung aufgelegte Übereinkommen über die internationale Zivilluft-
fahrt;

(e) der Ausdruck «bezeichnetes Unternehmen» ein Luftverkehrsunternehmen,
das in Übereinstimmung mit Artikel 3 dieses Abkommens bezeichnet und
ermächtigt wurde ;
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(f) der Ausdruck «Tarife» alle Ansätze, Gebühren, Flugpreise, Beförderungsko-
sten, Beförderungsbedingungen, Klassifizierungen, Regeln, Anordnungen,
Praktiken und Dienstleistungen, die sich darauf beziehen; ausgenommen
sind jedoch die Entschädigung und die Bedingungen für die Beförderung von
Postsendungen ;

(g) der Ausdruck «Gebiet», «Luftverkehrslinie», «internationale Luftverkehrsli-
nie», «Luftverkehrsunternehmen» und «nicht gewerbsmässige Landung»
das, was Artikel 2 und 96 des Übereinkommens ihnen beimisst.

Artikel 2

1. Jede Vertragspartei gewährt der anderen Vertragspartei für den Betrieb
der Luftverkehrslinien durch das bezeichnete Unternehmen die folgenden Rechte :

(a) das Gebiet der anderen Vertragspartei ohne Landung zu überfliegen;
(b) auf dem genannten Gebiet nicht gewerbsmässige Landungen vorzunehmen;

und
(c) auf dem genannten Gebiet an den Punkten Landungen vorzunehmen, die auf

den im Anhang festgelegten Strecken bestimmt sind, um im internationalen
Verkehr Fluggäste. Fracht und Postsendungen, getrennt oder kombiniert,
aufzunehmen oder abzusetzen.
2. Nichts in Absatz l dieses Artikels darf in dem Sinn ausgelegt werden, als

ob dem Unternehmen einer Vertragspartei das Recht eingeräumt würde, im Ge-
biet der anderen Vertragspartei gegen Entgelt oder gestützt auf einen Mietvertrag
Fluggäste, Fracht oder Postsendungen aufzunehmen, die einen anderen Punkt im
Gebiet dieser anderen Vertragspartei als Bestimmungsort haben.

Artikel 3

1. Jede Vertragspartei hat das Recht, durch diplomatische Note ein Luftver-
kehrsunternehmen zu bezeichnen, das die vereinbarten Linien auf jeder der im
Anhang festgelegten Strecken betreibt, und an die Stelle jenes vorangehend be-
zeichneten Luftverkehrsunternehmens ein anderes treten zu lassen.

2. Nachdem die Luftfahrtbehórden der anderen Vertragspartei die Anzeige
der Bezeichnung erhalten haben, erteilen sie in Übereinstimmung mit ihren Geset-
zen und Verordnungen innerhalb kürzester Frist dem so bezeichneten Unterneh-
men die entsprechenden Betriebsbewüligungen, um die vereinbarten Linien zu
betreiben, für welche das Unternehmen bezeichnet wurde.

3. Die Luftfahrtbehórden der einen Vertragspartei können von dem durch
die andere Vertragspartei bezeichneten Unternehmen den Nachweis verlangen,
dass es in der Lage ist, die Bedingungen zu erfüllen, die nach den von diesen
Behörden üblicherweise angewendeten Gesetzen und Verordnungen in Überein-
stimmung mit den Bestimmungen des Übereinkommens von Chikago für den
Betrieb der internationalen Lufh erkehrslinien vorgeschrieben werden.
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4. Die Luftfahrtbehörden jeder Vertragspartei haben das Recht, die in Ab-
satz 2 dieses Artikels vorgesehene Betriebsbewilligung nicht zu erteilen oder die
ihr für die Ausübung der in Artikel 2 dieses Abkommens festgelegten Rechte
durch das bezeichnete Unternehmen nötig erscheinenden Bedingungen aufzustel-
len, wenn die genannte Vertragspartei nicht beweisen kann, dass ein wesentlicher
Teil des Eigentums und die tatsächliche Verfügungsgewalt über dieses Unterneh-
men in den Händen der das Unternehmen bezeichnenden Vertragspartei oder
ihrer Staatsangehörigen liegen.

5. Nach Empfang der im Absatz 2 dieses Artikels vorgesehenen Betriebsbe-
willigung kann das bezeichnete Unternehmen jederzeit den Betrieb jeder verein-
barten Linie ganz oder teilweise aufnehmen, vorausgesetzt, dass ein in Überein-
stimmung mit den Bestimmungen des Artikels 11 dieses Abkommens aufgestellter
Tarif für die betreffende Linie in Kraft ist.

Artikel 4

1. Die Luftfahrtbehörden jeder Vertragspartei haben das Recht, die in Arti-
kel 3 erwähnten Betriebsbewilligungen dem von der anderen Vertragspartei be-
zeichneten Unternehmen vorzuenthalten, solche Betriebsbewilligungen zu wider-
rufen oder Bedingungen zu unterstellen, vorübergehend oder dauernd:

(a) wenn ein solches Unternehmen die Luftfahrtbehörden der besagten Vertrags-
partei nicht überzeugen kann, dass es den Anforderungen der Gesetze und
Verordnungen Genüge leistet, die von diesen Behörden in Übereinstimmung
mit dem Übereinkommen angewandt werden ;

(b) wenn sich ein solches Unternehmen nicht an die Gesetze und Verordnungen
der besagten Vertragspartei hält;

(c) wenn sie nicht überzeugt sind, dass ein wesentlicher Teil des Eigentums und
die tatsächliche Verfügungsgewalt über das Unternehmen in den Händen der
das Unternehmen bezeichnenden Vertragspartei oder ihrer Staatsangehöri-
gen liegen; und

(d) wenn das Unternehmen in anderer Weise nicht in Übereinstimmung mit den
in diesem Abkommen aufgestellten Bedingungen handelt.
2. Ausser wenn ein unmittelbares Eingreifen erforderlich ist, um Verstösse

gegen die oben genannten Gesetze und Verordnungen zu verhüten, werden die in
Absatz l dieses Artikels aufgezählten Rechte erst nach Beratungen mit der ande-
ren Vertragspartei in Übereinstimmung mit Artikel 14 ausgeübt.

Artikel 5

1. Die bezeichneten Unternehmen haben für den Betrieb der vereinbarten
Linien zwischen den Gebieten der Vertragsparteien gleiche und angemessene
Möglichkeiten.
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2. Das bezeichnete Unternehmen jeder Vertragspartei nimmt Rücksicht auf
die Interessen des bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei, um die
vereinbarten Linien dieses letztgenannten Unternehmens nicht ungerechtfertigt zu
beeinträchtigen.

3. Die vereinbarten Linien haben als wesentliches Ziel, ein Beförderungsan-
gebot zu gewährleisten, das der Verkehrsnachfrage zwischen dem Gebiet der
Vertragspartei, welche das Unternehmen bezeichnet hat, und den auf den festge-
legten Strecken angeflogenen Punkten entspricht.

4. Das Recht jedes bezeichneten Unternehmens, zwischen dem Gebiet der
anderen Vertragspartei und den Gebieten dritter Staaten im internationalen Ver-
kehr Beförderungen auszuführen, muss in Übereinstimmung mit den allgemeinen,
durch die beiden Vertragsparteien bestätigten Grundsätzen einer normalen Ent-
wicklung ausgeübt werden und unter der Voraussetzung, dass das Beförderungs-
angebot angepasst ist
(a) der Verkehrsnachfrage von und nach dem Gebiet der Vertragspartei, welche

das Unternehmen bezeichnet hat,
(b) der Verkehrsnachfrage der durchquerten Gebiete, unter Berücksichtigung

der örtlichen und regionalen Linien;
(c) den Erfordernissen von Langstreckendiensten.

Artikel 6

1. Die Gesetze, Verordnungen und Verfahren einer Vertragspartei über den
Einflug in ihr Gebiet oder den Wegflug der in der internationalen Luftfahrt
verwendeten Luftfahrzeuge oder über den Betrieb und die Navigation solcher
Luftfahrzeuge sind vom bezeichneten Unternehmen der anderen Vertragspartei
beim Einflug, Wegflug oder während des Aufenthaltes im genannten Gebiet zu
beachten.

2. Die Gesetze und Verordungen einer Vertragspartei über die Einreise, den
Aufenthalt, die Ausreise, die Abfertigung, den Durchgangsverkehr, die Auswan-
derung und die Einwanderung, die Pässe, die Zolle und die Quarantäne sind vom
bezeichneten Unternehmen der anderen Vertragspartei und seinen Besatzungen,
Fluggästen, Fracht und Postsendungen beim Durchgangsverkehr, beim Einflug,
beim Wegflug und während des Aufenthaltes im Gebiet einer solchen Vertragspar-
tei zu beachten.

3. Die Fluggäste, das Gepäck und die Fracht, die sich im direkten Durch-
gangsverkehr durch das Gebiet einer Vertragspartei befinden und die ihnen vorbe-
haltene Zone des Flughafens nicht verlassen, werden nur einem sehr vereinfachten
Zollverfahren unterworfen. Das Gepäck und die Fracht im direkten Durchgangs-
verkehr sind von Zollgebühren und anderen ähnlichen Abgaben befreit.
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Artikel 7

1. Die Lufttüchtigkeitszeugnisse, Fähigkeitszeugnisse und Bewilligungen, die
von einer Vertragspartei ausgestellt oder anerkannt worden sind und noch Gültig-
keit haben, werden von der anderen Vertragspartei als gültig anerkannt, vorausge-
setzt, dass solche Zeugnisse und Bewilligungen gemäss den gestützt auf das Über-
einkommen aufgestellten Richtlinien und in Übereinstimmung damit ausgestellt
oder anerkannt worden sind. Jede Vertragspartei behält sich indessen das Recht
vor, für den Verkehr über ihrem eigenen Gebiet die durch die andere Vertragspar-
tei ihren eigenen Staatsangehörigen ausgestellten oder zu deren Gunsten aner-
kannten Fähigkeitszeugnisse und Bewilligungen nicht als gültig anzuerkennen.

2. Wenn die Rechte oder Bedingungen der in Absatz l hiervor genannten
Bewilligungen oder Zeugnisse, die von den Luftfahrtbehörden einer Vertragspar-
tei irgendeiner Person oder irgendeinem bezeichneten Unternehmen ausgestellt
wurden, die die vereinbarten Linien auf den in diesem Abkommen festgelegten
Strecken betreiben, eine Abweichung von den gestützt auf das Übereinkommen
aufgestellten Richtlinien zulassen und diese Abweichung der Internationalen Zivil-
luftfahrt-Organisation vorgelegt wurde, können die Luftfahrtbehörden der ande-
ren Vertragspartei mit den Luftfahrtbehörden jener Vertragspartei Verhandlungen
verlangen, um sich selbst zu vergewissern, dass das in Frage stehende Verfahren
für sie annehmbar ist. Falls keine befriedigende Lösung über die Fragen der
Flugsicherheit erzielt wird, bildet dies ein Grund für die Anwendung von Artikel
4; in den anderen Fällen ist Artikel 16 anwendbar.

Artikel 8

1. Die im Gebiet der einen oder anderen Vertragspartei erhobenen Gebühren
für die Benützung der Flughäfen und anderen Einrichtungen der Luftfahrt durch
die Luftfahrzeuge des bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei
sind nicht höher als die, die von den eigenen im regelmässigen internationalen
Luftverkehr eingesetzten Luftfahrzeuge zu bezahlen sind.

2. Keine der Vertragsparteien räumt dem eigenen oder irgendeinem anderen
Unternehmen im Vergleich zum Unternehmen der anderen Vertragspartei bei der
Anwendung der in Artikel 6 dieses Abkommens vorgesehenen Gesetze und Ver-
ordnungen bei der Benützung der Flughäfen, Luftstrassen, Flugverkehrsdienste
und damit verbundener Einrichtungen eine Vorzugsstellung ein.

Artikel 9

l. Das bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei unterbreitet den Luft-
fahrtbehörden der anderen Vertragspartei spätestens dreissig (30) Tage vor dem
Beginn des Betriebes der vereinbarten Linien die in Aussicht genommenen Flug-
pläne, die den in Artikel 5 dieses Abkommens enthaltenen Grundsätzen entspre-
chen. Die gleiche Regelung findet auf spätere Änderungen Anwendung.
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2. Das bezeichnete Unternehmen jeder Vertragspartei übermittelt den Luft-
fahrtbehörden der anderen Vertragspartei monatlich Bericht über die auf jedem
Flug beförderten Fluggäste und Güter auf den im Anhang festgelegten Strecken.

Artikel 10

1. Jede Vertragspartei befreit das bezeichnete Unternehmen der anderen
Vertragspartei auf der Grundlage der Gegenseitigkeit im nach der nationalen
Gesetzgebung zulässigen weitesten Umfang von Einfuhrbeschränkungen. Zöllen,
Steuerabgaben, Revisionsgebühren und anderen nationalen Abgaben und Gebüh-
ren auf Luftfahrzeugen, Treibstoffen. Schmierölen, verbrauchbaren technischen
Vorräten, Ersatzteilen einschliesslich Motoren, ordentlichen Bordausrüstungen,
Vorräten einschliesslich Getränken, Tabak und anderen in beschränkter Menge
während des Fluges zum Verkauf an Fluggäste bestimmten Gegenständen, auf
anderen Sachen, die zum Gebrauch bestimmt sind oder ausschliesslich im Zusam-
menhang mit dem Betrieb oder Unterhalt der Luftfahrzeuge des bezeichneten
Unternehmens der anderen Vertragspartei, das die vereinbarten Linien betreibt,
gebraucht werden, als auch auf gedrucktem Werbematerial, das gebührenlos vom
bezeichneten Unternehmen verteilt wird.

2. Die durch diesen Artikel gewährten Befreiungen gelten für die in Absatz l
dieses Artikels aufgeführten Gegenstände:

(a) die in das Gebiet einer Vertragspartei durch das bezeichnete Unternehmen
der anderen Vertragspartei oder in dessen Namen eingeführt werden ;

(b) die sich an Bord der Luftfahrzeuge des bezeichneten Unternehmens einer
Vertragspartei bei der Ankunft im Gebiet der anderen Vertragspartei oder
beim Abflug befinden;

(c) die im Gebiet der anderen Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge des
bezeichneten Unternehmens einer Vertragspartei genommen werden und
zum Gebrauch beim Betrieb der vereinbarten Linien bestimmt sind.

ob diese Gegenstände im Gebiet der anderen Vertragspartei, die die Befreiung
gewährt, gebraucht oder vollständig verbraucht werden oder nicht, sofern solche
Gegenstände im Gebiet der genannten Vertragspartei nicht veräussert werden.

Artikeln

1. Die Tarife für jede vereinbarte Linie sind in vernünftiger Höhe festzuset-
zen, wobei alle bestimmenden Einflüsse, einschliesslich der Betriebskosten, eines
vernünftigen Gewinnes, der besonderen Merkmale jeder Linie (wie Richtlinien für
Geschwindigkeit und Ausstattung) und, wo es angezeigt erscheint, der Tarife
anderer Unternehmen für jeden Teil der festgelegten Strecke in Betracht zu ziehen
sind. Die Tarife werden in Übereinstimmung mit den folgenden Bestimmungen
dieses Artikels festgelegt.
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2. Die in Absatz l dieses Artikels erwähnten Tarife werden zwischen den
bezeichneten Unternehmen der Vertragsparteien vereinbart ; dieses Einvernehmen
wird wenn immer möglich durch das Tariffestsetzungsverfahren erreicht, das
durch die internationale Organisation aufgestellt worden ist, die in diesem Sachge-
biet Vorschläge ausarbeitet.

3. Die so festgesetzten Tarife sind den Luftfahrtbehörden der Vertragspar-
teien mindestens fünfundvierzig (45) Tage vor dem für ihr Inkrafttreten vorgesehe-
nen Zeitpunkt zur Genehmigung zu unterbreiten; in besonderen Fällen können
die Luftfahrtbehörden einer kürzeren Frist zustimmen. Wenn innerhalb von dreis-
sig (30) Tagen vom Zeitpunkt der Unterbreitung an die Luftfahrtbehörden einer
Vertragspartei den Luftfahrtbehörden der anderen Vertragspartei die Nichtgeneh-
migung des ihnen unterbreiteten Tarifs nicht mitgeteilt haben, gilt dieser Tarif als
genehmigt und tritt nach Ablauf der oben erwähnten fünfundvierzigtägigen (45)
Frist in Kraft. Falls die Luftfahrtbehörden für die Unterbreitung eines Tarifs einer
kürzeren Frist zugestimmt haben, können sie auch eine kürzere Frist als dreissig
(30) Tage für die Bekanntgabe der Nichtgenehmigung vereinbaren.

4. Wenn ein Tarif nicht in Übereinstimmung mit den in Absatz 2 hiervor
genannten Bestimmungen festgesetzt werden kann oder wenn innerhalb der ge-
mäss Absatz 3 hiervor anwendbaren Frist die Nichtgenehmigung mitgeteilt wurde,
bemühen sich die Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien, den Tarif in gegenseiti-
gem Einvernehmen unter sich selbst zu bestimmen.

5. Können sich die Luftfahrtbehörden auf keinen der ihnen gemäss Absatz 3
dieses Artikels unterbreiteten Tarife einigen oder nicht auf die Festsetzung eines
Tarifs gemäss Absatz 4, so ist die Meinungsverschiedenheit in Übereinstimmung
mit den Bestimmungen des Artikels 16 dieses Abkommens zu bereinigen.

6. (a) Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Absatzes 3 des Artikels 16
dieses Abkommens tritt kein Tarif in Kraft, wenn die Luftfahrtbehörden der
einen oder anderen Vertragspartei diesen nicht genehmigt haben.

(b) die in Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieses Artikels festgesetzten
Tarife bleiben in Kraft, bis neue Tarife in Übereinstimmung mit den Bestim-
mungen dieses Artikels oder des Artikels 16 dieses Abkommens festgelegt
worden sind, jedoch höchstens während zwölf (12) Monaten von dem Tage
an, an dem die Luftfahrtbehörden einer Vertragspartei die Genehmigung
verweigert haben.

Artikel 12

1. Das bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei hat das Recht, auf dem
Gebiet der anderen Vertragspartei Vertretungen aufrechtzuerhalten. Diese Vertre-
tungen können Verwaltungs-, Betriebs- und technisches Personal umfassen, soweit
es für die Erfüllung der Verwaltungs-, Betriebs- und technischen Aufgaben des
bezeichneten Unternehmens erforderlich ist.

2. Jedes bezeichnete Unternehmen hat das Recht, sich am Verkauf von
Beförderungsscheinen im Gebiet der anderen Vertragspartei unmittelbar und nach
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seinem Belieben durch Agenten zu beteiligen. Dieses Unternehmen hat das Recht,
solche Beförderungsscheine zu verkaufen, und jedermann kann solche Beförde-
rungsscheine in der Währung des Gebietes oder in frei wechselbaren Währungen
anderer Länder erwerben.

3. Jede Vertragspartei verpflichtet sich, dem bezeichneten Unternehmen der
anderen Vertragspartei für die Einnahmenüberschüsse, die auf ihrem Gebiet
durch dieses bezeichnete Unternehmen bei der Beförderung von Fluggästen, Ge-
päck, Fracht und Postsendungen erzielt werden, die freie Überweisung zu dem auf
dem Geldmarkt vorherrschenden Wechselkurs zu gewährleisten. Ist der Zahlungs-
verkehr zwischen den Vertragsparteien durch ein besonderes Abkommen geregelt,
so ist dieses besondere Abkommen anwendbar.

Artikel 13

Jede Vertragspartei befreit von Einkommenssteuern und allen anderen das
Einkommen belastenden Steuern alle Einkünfte, die aus dem Betrieb der Luftfahr-
zeuge im internationalen Verkehr erzielt werden, entsprechend den Bestimmungen
des Notenaustausches zwischen dem Schweizerischen Bundesrat und der Regie-
rung von Kanada über die Besteuerung von Unternehmen der Schiff- und Luft-
fahrt, abgeschlossen am 22. September 1959 und allen ihren Änderungen.

Artikel 14

1. Im Geiste enger Zusammenarbeit beraten sich die Vertragsparteien oder
ihre Luftfahrtbehörden miteinander von Zeit zu Zeit, um sich über die Anwen-
dung und die befriedigende Beobachtung der Bestimmungen dieses Abkommens
und seines Anhanges zu vergewissern.

2. Eine durch eine Vertragspartei oder ihre Luftfahrtbehörden verlangte
Beratung muss innerhalb von sechzig (60) Tagen, gerechnet vom Zeitpunkt des
Empfangs des Gesuches an beginnen.

Artikel 15

1. Jede Änderung dieses Abkommens tritt in Kraft, sobald die beiden Ver-
tragsparteien einander gegenseitig die Erfüllung ihrer verfassungsrechtlichen Vor-
schriften über den Abschluss und das Inkrafttreten von Staatsverträgen angezeigt
haben.

2. Änderungen des Anhanges zu diesem Abkommen können unmittelbar
zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien vereinbart werden. Sie tre-
ten in Kraft, nachdem sie durch einen Austausch diplomatischer Noten bestätigt
worden sind.
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Artikel 16

1. Entsteht irgendeine Meinungsverschiedenheit zwischen den Vertragspar-
teien über die Auslegung oder die Anwendung dieses Abkommens, bemühen sich
die Vertragsparteien, dieselbe in erster Linie durch unmittelbare Verhandlungen
oder auf diplomatischem Weg zu schlichten.

2. Erzielen die Vertragsparteien keine Verständigung durch Verhandlungen
oder auf diplomatischem Weg, können sie die Meinungsverschiedenheit einem aus
drei Mitgliedern zusammengesetzten Schiedsgericht zur Entscheidung unterbrei-
ten, wobei von jeder Vertragspartei ein Schiedsrichter ernannt wird und die beiden
Schiedsrichter einen dritten Schiedsrichter bezeichnen. Jede der Vertragsparteien
ernennt einen Schiedsrichter innerhalb einer Frist von sechzig (60) Tagen vom
Zeitpunkt des Empfangs des Gesuchs der einen oder anderen Vertragspartei um
schiedsgerichtliche Erledigung der Meinungsverschiedenheit, und der dritte
Schiedsrichter wird innerhalb einer weiteren Frist von sechzig (60) Tagen ernannt.
Wenn die eine oder andere der Vertragsparteien innerhalb der aufgeführten Frist
keinen Schiedsrichter ernennt oder wenn der dritte Schiedsrichter nicht innerhalb
der aufgeführten Frist ernannt wird, kann jede der Vertragsparteien den Präsiden-
ten des Rates der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation ersuchen, einen
Schiedsrichter oder Schiedsrichter je nach dem Erfordernis des Falles zu bezeich-
nen. In allen Fällen ist der dritte Schiedsrichter ein Angehöriger eines dritten
Staates, er wirkt als Vorsitzender des Gerichtes und bestimmt seine Verfahrens-
vorschriften und den Tagungsort des Gerichtes selbst.

3. Die Vertragsparteien verpflichten sich, sich jedem gestützt auf Absatz 2
dieses Artikels gefällten Entscheid zu unterziehen.

4. Das Schiedsgericht entscheidet über die Verteilung der aus dem Verfahren
entstandenen Kosten.

5. Wenn und so lange die eine oder andere der Vertragsparteien oder ein
bezeichnetes Unternehmen der einen oder anderen Vertragspartei sich nicht einem
gestützt auf Absatz 2 dieses Artikels gefällten Entscheid unterzieht, kann die
andere Vertragspartei alle Rechte oder Vorrechte, die sie auf Grund dieses Ab-
kommens der fehlbaren Vertragspartei oder dem fehlbaren bezeichneten Unter-
nehmen gewährt hat, beschränken, vorenthalten oder widerrufen.

Artikel 17

1. Jede Vertragspartei kann der anderen Vertragspartei jederzeit schriftlich
auf diplomatischem Weg ihren Entschluss anzeigen, dieses Abkommen zu kündi-
gen; diese Anzeige wird gleichzeitig der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisa-
tion mitgeteilt.

2. Die Kündigung wird am Ende der Flugplanperiode, während der eine
Frist von zwölf (12) Monaten abgelaufen ist, wirksam, es sei denn, diese Kündi-
gung werde in gegenseitigem Einvernehmen vor Ablauf dieser Frist zurückgezo-
gen.
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3. Bleibt eine Empfangsbestätigung der anderen Vertragspartei aus, so wird
angenommen, dass ihr die Anzeige (14) Tage nach deren Empfang durch die
Internationale Zivilluftfahrt-Organisation zugekommen ist.

Artikel 18

Dieses Abkommen und jede Änderung werden bei der Internationalen Zivil-
luftfahrt-Organisation eingetragen.

Artikel 19

Wenn ein mehrseitiges allgemeines Übereinkommen über den Luftverkehr
für beide Vertragsparteien in Kraft tritt, so gehen die Bestimmungen dieses Über-
einkommens vor. In Übereinstimmung mit Artikel 14 dieses Abkommens können
Verhandlungen stattfinden, um festzustellen, in welchem Umfang dieses Abkom-
men durch die Bestimmungen des mehrseitigen Übereinkommens betroffen ist.

Artikel 20

1. Dieses Abkommen wird vom Tage seiner Unterzeichnung an vorläufig
angewandt; es tritt in Kraft, sobald die Vertragsparteien einander gegenseitig die
Erfüllung ihrer verfassungsrechtlichen Vorschriften über den Abschluss und das
Inkrafttreten von Staatsverträgen angezeigt haben

2. Am Tage des Inkrafttretens dieses Abkommens fällt das am 10. Januar
1958 in Bern unterzeichnete Abkommen zwischen der Schweiz und Kanada be-
treffend Luftverkehrslinien dahin. Es wird vom Tage der Unterzeichnung dieses
Abkommens an vorläufig nicht mehr angewandt.

Zu Urkund dessen haben die beidseitig von ihren Regierungen zu diesem
Zweck gebührend ausgewiesenen Unterzeichneten das Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Ottawa am 20. Februar 1975 in doppelter Urschrift in franzö-
sischer und englischer Sprache, wobei beide Wortlaute gleichermassen verbindlich
sind.

Für den Schweizerischen Bundesrat : Für die Regierung Kanadas :

KBernath J. Mac Eachen
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Linienpläne

I

Strecken, auf denen Luftverkehrslinien durch das von der Schweiz bezeich-
nete Unternehmen in beiden Richtungen betrieben werden können :

Abflugsprmkte

Schweiz

Zwischenlandepunkte (1) Bestimmungsort m Kanada Punkte darüber hinaus (1)

Köln Montreal
Amsterdam und/oder
Paris Toronto (2)
London
Manchester
Prestwick
Shannon
Boston (3)
New York (3)

Boston (3)
New York (3)
Chicago
Havanna (4)
Guatemala
Panama
Caracas (4)
Bogota (4)
Quito
Guayaquil
Luna

Anmerkungen :

(1) Können nur mit Transitrechten bedient werden, sofern in diesen Anmerkun-
gen nichts anderes aufgeführt ist.
Punkte darüber hinaus können nur über Montreal bedient werden.

(2) Bis zum 31. März 1977 ist eine Landung in Montreal obligatorisch.
Keine Luftverkehrslinien dürfen über Boston oder New York nach Toronto
betrieben werden.

(3) Ausschliessliche Frachtflüge sind ausgeschlossen.
(4) Auf einer Strecke nach diesen Punkten sind Stopover-Rechte zugestanden.
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II

Strecken, auf denen Luftverkehrlmien durch das von Kanada bezeichnete
Unternehmen in beiden Richtungen betrieben werden können:

Abflugspunkte

Kanada

Zwiscbenlandeptmkte (])

London
Prestwick
Brüssel
Frankfurt
Shannon
Paris

Bestimmungsort
m der Schweiz

Zürich
und/oder
Genf (3)

Punkte darüber
hmaub (2) (4l

(a) Vier Punkte in
den folgenden
Ländern:
Polen. Ungarn,
Österreich,
Jugoslaw ien

(b) Fünf Punkte in
Asien, ein-
schliesslich ein
Punkt oder
Punkte in In-
dien; und dar-
über hinaus,
und darüber
hinaus nach
Kanada

(c) Ein Punkt in
Kenia und vier
Punkte m
Afrika südlich
des Wende-
kreises des
Krebses

Anmerkungen :

(1) Können nur mit Transitrechten bedient werden.
(2) Rechte nach einem gegebenen Punkt können \on nicht mehr als einem

Bestimmungsort in der Schweiz ausgeübt werden.
(3) Keine Bedienung bis zum I.April 1977.
(4) Von Kanada zu benennen.



78

Allgemeine Anmerkung:

Jeder einzelne Zwischenpunkt oder Punkt darüber hinaus oder alle diese
Punkte der festgelegten Strecken in den obigen Linienplänen I und II können nach
Belieben des beidseitig bezeichneten Unternehmens auf jedem einzelnen Flug oder
bei allen Flügen ausgelassen werden.
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